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Generationen lösen einander im Lebenslauf in ihren
wirtschaftlichen und sozialen Funktionen ab. Die Ge-
nerationen konkurrieren miteinander um Einfluss und
Entscheidung über die Gestaltung der gemeinsamen
gesellschaftlichen Lebensverhältnisse. Sie haben dazu
unterschiedliche Auffassungen über die Interpretation
der Gegenwart und der Zukunft. Die älteren Generatio-
nen werden dabei durch ihre Erfahrungen aus der Ver-
gangenheit geprägt. Jüngere Generationen kommen in
Autoritätskonflikte mit den älteren, von denen sie wirt-
schaftlich abhängig sind. Letzteres vor allem hat seit
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts die natürli-
chen Spannungen zwischen Jugend und Elterngenera-
tion zu richtigen Generationskonflikten verschärft.

Der Abhängigkeit der Jugendlichen steht als Problem
die lieblose Behandlung der Alten und deren Verdrän-
gung aus dem Arbeitsmarkt gegenüber. Ältere kommen
sich deshalb oft überflüssig vor in einer Gesellschaft,
deren Fundament immer weniger die Familie ist. Die
Autorität der Älteren wurde im Laufe der Zeit von Kritik
an ihrer vermeintlichen Lebenserfahrung abgelöst - bis
zum Vorwurf falschen Verhaltens (insbesondere ge-
genüber der letzten Kriegsgeneration) bzw. zur Zerstö-
rung der Zukunftschancen der Jungen.

Das Zurückdrängen bzw. die Ablöse älterer durch jün-
gere Generationen ist ein natürlicher Vorgang, der im-
mer wieder mit einer Veränderung gesellschaftlicher
Zielsetzungen und soziokulturellen Umschichtungen
verbunden ist.

Eine neue Dimension bekommt die Generationenpro-
blematik in der nicht mehr sehr stark durch familiäre

Bande und Familiensolidarität gekennzeichneten
Gesellschaft durch die Überalterung. Weniger Kindern
- jedenfalls in der alteingesessenen Bevölkerung -
steht eine ständig steigende Lebenserwartung gegen-
über. Junge sorgen sich um ihre spätere Altersversor-
gung, insbesondere um die Pensionen, weil sich die Re-
lation der Berufstätigen zu den Pensionsempfängern
immer ungünstiger entwickelt. Die Sozialkosten stei-
gen, aber nicht nur wegen der Pensionsbelastung, son-
dern auch durch den Anstieg der Pflegekosten.

Die Theorie eines Generationenvertrages ist neuerlich
herausgefordert. Die Fiktion einer stillschweigenden
Übereinkunft zwischen den Generationen, wonach zu-
erst die Älteren für die Jüngeren sorgen und dann um-
gekehrt neue Jüngere für die älter gewordenen ehema-
ligen Jungen, kommt ins Wanken.

Eigentlich wirkt es paradox, wenn sich die heute Jun-
gen als Folge der sozialpolitischen Debatte bzw. der de-
mografischen Entwicklung große Sorgen um ihre künf-
tige Altersversorgung machen (- und oft meinen, dass
die jetzt Alten zu viel brauchen). Denn sie haben ja
selbst die Entscheidungsfreiheit über ihre Nachkom-
men und späteren Beitragszahler. Freilich spielen, was
sowohl die Zukunft der Altersversorgung als auch die
Chancen künftiger Generationen betrifft, mehrere Fak-
toren mit: Wirtschaftswachstum, Gestaltung des Sozi-
alsystems, Finanz- und Steuerpolitik. Eine zentrale
Rolle spielt aber auf jeden Fall das Verhältnis der Gene-
rationen zueinander mit seinen wechselseitigen Funk-
tionszuweisungen und Rollenverständnissen: Der Ge-
nerationenvertrag.

Erich Reiter

Vorwort des Herausgebers
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„Die menschliche Gesellschaft gleicht einem Gewölbe,
das zusammenstürzen müsste, wenn sich nicht die ein-
zelnen Teile stützten.“ Dieser Seneca zugeschriebene
Satz war auf eine konkrete Gesellschaft und das Zu-
sammenwirken unterschiedlicher Berufe und gesell-
schaftlicher Funktionen zugeschnitten; er kann jedoch
auch mit der Metapher vom Generationenvertrag in
Verbindung gesetzt werden: Eine menschliche Gesell-
schaft bricht zusammen, wenn der Zusammenhalt der
Generationen gefährdet ist.

Genau dies wird heute allenthalben befürchtet bzw.
beklagt, sodass viele den Zusammenhalt der Genera-
tionen gefährdet sehen. Dabei wäre es oberflächlich,
als Indiz für dieses Phänomen darauf hinzuweisen, dass
die Vertreter der Pensionisten in den politischen Dis-
kussionen um die Pensionsreform auf die Einhaltung
des Generationenvertrages gepocht haben und sich Alt
und Jung am Arbeitsmarkt als Konkurrenten gegenüber
stehen. Meines Erachtens gibt es tiefer liegende Ent-
wicklungen, die zu einer Reflexion des Generationen-
vertrages zwingen.

Dabei möchte ich einige Aspekte skizzieren, in denen
zum einen Problemzonen des Generationenverhältnis-
ses manifest sind, in denen aber zum anderen auch
Chancen für eine neue Entfaltung des Generationen-
vertrages liegen; im Anschluss daran sollen kurz Facet-
ten der Situation der Familie angerissen werden, in der
ein Schlüssel zur weiteren Entwicklung des Generatio-
nenvertrages liegt.

1. Gedanken zum Generationenvertrag

1.1 Generationensolidarität ist nicht nur
ein finanzielles Thema

In den letzten Jahren sind Fragen der Generationen–
solidarität verstärkt ins allgemeine Bewusstsein ge-
drungen und zum Gegenstand auch des öffentlichen
Diskurses geworden. Dabei irritiert allerdings die ein-

deutig finanzielle Schlagseite der Debatte: Ausgehend
von den Problemen der Finanzierung des Sozialsystems
wird Generationengerechtigkeit vor allem als Schlag-
wort verwendet, um die Aktivgenerationen darauf ein-
zuschwören, die ältere Generation bei der Finanzie-
rung der Leistungen des Sozialstaats nicht im Stich zu
lassen. Die andere Seite der Waage, nämlich der Um-
stand, dass ein Teil der finanziellen Probleme der Ge-
sellschaft durch den Aufbau der Staatsschuld auf kom-
mende Generationen überwälzt wird, wird weniger
lautstark erörtert und wenn, dann eher mit beschwich-
tigendem oder gar ironisierendem Unterton. Faktum ist
immerhin, dass der Begriff „Nulldefizit“ jahrelang laut-
stark als Marotte eines Finanzministers diskreditiert
wurde, obwohl die Eindämmung der Neuverschuldung
erst die Zwischenstufe für tatsächlichen Schuldenab-
bau durch die Erzielung von Budgetüberschüssen ist!

1.2 Gerechtigkeitsfragen im
Generationenverhältnis

Auf der Strecke bleiben tiefere Fragen der Gerechtig-
keit im Generationenverhältnis. Letztlich geht es ja da-
rum, dass jede Generation deswegen, weil sie von der
Vorgeneration Lebenschancen erhalten hat, diese Le-
benschancen nutzen kann und soll, dass sie jedoch da-
mit die Verpflichtung erwirbt, zum einen die Vorgene-
ration am Nutzen teilhaben zu lassen, wenn diese
selbst solchen Nutzen nicht mehr gewinnen kann, und
zum anderen der Nachgeneration zumindest jene Le-
benschancen zu hinterlassen, die sie selbst vorgefun-
den hat.

So gesehen ist der Generationenvertrag als zentrale
Verpflichtung zur „Nachhaltigkeit“ oder - um eine
theologische Formulierung der ökumenischen Ver-
sammlung in Basel zu verwenden - zur „Bewahrung der
Schöpfung“ zu sehen.

Wolfgang Mazal

BRAUCHEN WIR EINEN NEUEN
GENERATIONENVERTRAG?
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Wer bei der Gestaltung seines Lebens diese Perspektive
ausblendet und nur auf das „Jetzt“ blickt, verletzt einen
essenziellen Aspekt der Humanität.

1.3 Zugang zu Verpflichtung und Recht
Akzeptiert man diese Sicht vom Inhalt des Generatio-
nenvertrages, liegt darin auch die eigentliche Wurzel
seiner Begründung: Die wechselseitige Verpflichtung
zwischen den Generationen ist nicht Ergebnis eines be-
wussten Vertragsschlusses, sondern eine anthropolo-
gische Grundkonstante, die ihrerseits aus der Interde-
pendenz der Generationen folgt. Die Abhängigkeit zwi-
schen den Generationen folgt letztlich aus der Natur
des Menschen, der seine physische Existenz und die
kulturelle Dimension seines Menschseins aus der
Generationenabfolge ableitet.

Der entscheidende Unterschied zwischen dem Men-
schen und dem Tierreich in dieser Beziehung ist, dass
der Mensch diese Stellung in der Generationenabfolge
erkennen und in ihren Konsequenzen bejahen, aber
auch verwerfen kann: In der Freiheit, sich den Konse-
quenzen der Generationenabfolge so oder so zu stellen,
ist zum einen die ethische Dimension des Generatio-
nenvertrages begründet. Zutiefst menschlich ist es da-
rüber hinaus auch, dass sich die Sprache in diesem Zu-
sammenhang der Vertragsmetapher bedient: In der
Vorstellung, dass es sich um einen Vertrag, also um ein
Rechtsgeschäft handelt, liegt eine genuin menschliche
Deutung des Verhältnisses zwischen den Generatio-
nen. Es ist dem Menschen vorbehalten, dass er die
Zusammenhänge zwischen den Generationen nicht
alleine mit biologischen Notwendigkeiten, nicht allei-
ne mit Trieb und Instinkt, sondern mit Verpflichtungs-
charakter beschreibt und dass er dafür eine rechtliche
Kategorisierung - nämlich den Generationen„vertrags“-
Begriff - verwendet.

1.4 Generationenvertrag und
Verantwortung

Allerdings verdienen die Bedingungen der Vertrags-
treue bei einem Vertrag, der rechtlich nicht einklagbar
ist, besondere Aufmerksamkeit: Fehlt bei einem Ver-
trag die reale Perspektive der Abwägung positiver und
negativer Konsequenzen vertragskonformen oder ver-
tragswidrigen Verhaltens, ist also nicht einmal eine in-
direkte Sanktionierung vertragswidrigen Verhaltens
konkret zu gewärtigen, ist die Vertragstreue eine Frage
der individuellen - beim Generationenvertrag auch der

kollektiven - Verantwortung. Weil es keinerlei äußere
organisierte Sanktion für den Bruch des Generationen-
vertrages gibt, muss jeder Vertragspartner bereit sein,
den erforderlichen Konsens als Dauerzustand zu leisten.

In der zentralen Rolle, die damit der Verantwortung für
das Funktionieren des Generationenvertrages zu-
kommt, ist gleichzeitig eine zentrale Problemzone
seiner Einhaltung angesprochen: Verantwortung ist
ein Begriff, der die Existenz eines Gegenübers voraus-
setzt, eines Visavis, dem gegenüber sich das Individu-
um verantwortlich weiß, dem es sich „zur Antwort“ -
verantwortlich zu sein heißt nicht zuletzt, Antwort
geben zu müssen - verpflichtet fühlt.

Eine Dimension der Verantwortung in den modernen
Lebensentwürfen zu entwickeln und transparent zu
machen ist so gesehen eine Voraussetzung für das
Funktionieren des Generationenvertrages. Wenngleich
es dabei je nach individuellem Menschenbild unter-
schiedliche Vorstellungen geben kann, scheint doch die
Notwendigkeit, sich als Person gegenüber welcher
Instanz auch immer rechenschaftspflichtig zu wissen,
eine entscheidende Voraussetzung für das Funktionie-
ren eines rechtlich nicht klagbaren Vertrages zu sein.

Die Vermittlung der Bedeutung der Verantwortung
stellt m.E. die zentrale Herausforderung für eine Ge-
sellschaft dar, in der nach wie vor eine „Hinter mir die
Sintflut“-Mentalität weit verbreitet ist und in der auch
in der öffentlichen Debatte verantwortungslose Belie-
bigkeit der Positionen mit dem Ziel kurzfristiger Maxi-
mierung von Popularität und Wählerstimmen domi-
niert. Da Vermittlung von Haltungen wesentlich durch
das persönliche Beispiel erfolgt, wird etwa durch Phä-
nomene der Verantwortungslosigkeit in der Politik der
nächsten Generation enormer Schaden zugefügt:
Wenn Vertrauen zwischen Vertragspartnern bricht, ist
der Bruch eines rechtlich nicht einklagbaren Vertrages
unausweichlich.

Ich bin davon überzeugt, dass eine verantwortungsbe-
wusste Haltung in der Lebensführung auch den Fragen
der Gerechtigkeit im Generationenverhältnis nicht
ausweicht!

2. Realität und Zukunft der Familie
Von besonderer Bedeutung für die zukünftige Gestal-
tung des Generationenverhältnisses ist aus meiner
Sicht schließlich, welche weitere Entwicklung die Fa-
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milie nehmen wird. Dabei sind gerade die aktuellen
Diskussionen um das Familienbild in Österreich und
Deutschland überaus aufschlussreich: Tief verwurzelte
Idealvorstellungen, die die Ehe als Ausgangspunkt von
Familie sehen, kontrastieren mit einer Realität, in der
Ehen und vergleichbare Beziehungen extrem häufig
scheitern. Dabei spielt eine Vielzahl von Faktoren eine
Rolle, die ich kurz skizzieren möchte.

2.1 Familie und Erwerbsleben
Von zentraler Bedeutung ist dabei das Erwerbsleben,
das in vielfältiger Weise der Realisierung von Familie
entgegensteht: In ihrem Ausmaß und nach ihrer Lage
familienfeindliche Arbeitszeiten, mangelnde extra-
und innerfamiliale Formen der Unterstützung bei der
Kinderbetreuung sowie der Bedarf an zeitlich flexiblen
und regional mobilen Arbeitskräften stehen jener Kon-
tinuität und jener Stabilität entgegen, die zum Aufbau
und zum Erhalt familiärer Beziehungen unabdingbar
sind. Diese Fragen sind jahrelang so breit diskutiert
worden, dass ich sie im vorliegenden Zusammenhang
nicht weiter vertiefen muss.

2.2 Familie und Schule
Nicht zu unterschätzen sind auch familienfeindliche
Effekte des Schulsystems: Die Unterrichtszeiten, die
Ferienregelungen und kurzfristige Dispositionen im
Unterrichtsalltag setzen Obsorgepflichtige und das
von ihnen organisierte inner- und extrafamilial organi-
sierte Betreuungsnetz langfristig und oft auch kurz-
fristig unter Druck. Dazu kommt, dass die über die
Schule erlebte und vermittelte Vielfalt der Werthaltun-
gen, Erziehungs- und Lebenskonzepte die von den Ob-
sorgeberechtigten vermittelten Konzepte heute früh-
zeitig in Frage stellen und in der Erziehung frühzeitig
für vermehrtes Konfliktpotenzial sorgen, was einen ho-
hen zeitlichen Aufwand in der Auseinandersetzung mit
Heranwachsenden bedingt.

2.3 Emotionale Grundmuster
Aus meiner Sicht unterschätzt sind darüber hinaus
emotionale Grundbedingungen unserer Gesellschaft,
die wichtige Voraussetzungen für das Gelingen stabiler
Beziehungen - welcher Form auch immer - untermi-
nieren: Der unbedingte Wunsch nach Perfektion macht
es schier unmöglich, auf Dauer Schwächen eines Part-
ners zu akzeptieren; der unbedingte Wunsch nach Rea-
lisierung eigener Vorstellungen macht es schier un-

möglich, sich auf abweichende Vorstellungen eines
Partners einzulassen; der unbedingte Wunsch nach au-
tonomer Gestaltung des Lebens, der im beruflichen Be-
reich immer weniger verwirklicht werden kann, führt
im Privatbereich immer stärker zu Inkompatibilitäten
mit Kindern und Partnern; der Wunsch nach Vielfalt,
Kurzfristigkeit im Erleben, Beschleunigung und Ge-
schwindigkeit wird in einer Erlebnis- und Beziehungs-
kultur nach dem Muster von Videoclips ausgelebt; das
Gefühl, etwas versäumt zu haben oder versäumen zu
können, führt zum einen zu einer Lähmung in Entschei-
dungsprozessen und zum anderen in eine Bereitschaft,
getroffene Entscheidungen aus dem Moment heraus
zu revidieren.

2.4 Inhomogene Verhaltensmuster

Nicht zuletzt führen immer öfter inhomogene Verhal-
tensmuster dazu, dass das Zusammenleben mehrerer
Personen an Alltagsfragen scheitert: Unterschiedliche
Zugänge zu religiösen Inhalten, zu Ritualen im Jahres-
ablauf und zur Tagesgestaltung, unterschiedliche Ess-
gewohnheiten, unterschiedliches Kulturverhalten, un-
terschiedliche Konsum- und Kleidungsgewohnheiten,
Reinlichkeitsansprüche, sprachliche Sensibilitäten
usw. spielen am Beginn von Beziehungen untergeord-
nete Rollen, können aber für die Beziehungsentwick-
lung auf Dauer in hohem Maß problematisch sein. Die
Pluralisierung der Lebensstile macht es auch unter die-
sem Blickwinkel immer schwieriger, dauerhafte Part-
nerschaften zu leben.

2.5 Prägung

Und schließlich ist zu bedenken, dass für jede Erzie-
hung Prägung durch Vorbildverhalten entscheidend
ist. Dies hat in der Vergangenheit dazu geführt, dass
heute immer mehr Menschen erwachsen werden, die in
ihrer eigenen Entwicklung durch Inhomogenität, Be-
schleunigung, Instabilität und Entscheidungsangst ge-
prägt worden sind: Dass das Leben keine Abfolge schil-
lernder Clips, aber auch kein in allen Details planbares
Konstrukt ist, wird auch in der nächsten Generation oft
zunächst an der Entwicklung der Beziehung zum Part-
ner bzw. zu Partnern und in weiterer Folge an der Ent-
wicklung von Kindern schmerzlich erfahren. Bei psy-
chischen Problemen setzen moderne Analyseverfahren
folgerichtig wesentlich an der Familiengeschichte an.
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3. Auswertung

3.1 Familienbild und Generationenvertrag
Wertet man diese Facetten aus, ist plausibel, warum
die Menschen in der Realität des Familienlebens so
mannigfaltig unter Druck stehen, dass die tatsächliche
Reproduktion seit langem hinter dem Kinderwunsch
zurückbleibt und - letzten Studien zufolge - sogar der
Kinderwunsch abnimmt. Zwischen einem idealen
Familienbild und der Realität werden immer größere
Brüche erlebt. Diese Diskrepanz führt allerdings dazu,
dass zunehmend das Idealbild einer Familie, die auf
einer lebenslangen Partnerschaft von Mann und Frau
aufbaut, abgelehnt wird, dass Alleinerziehung und
Partnerschaftsformen, die wechselnd und befristet
konzipiert sind, nicht nur gelebt, sondern auch propa-
giert werden. Nicht zu übersehen ist jedenfalls, dass die
Menschen die Erzeugung und Erziehung von Kindern -
eine Grundbedingung für die Aufrechterhaltung des
Generationenvertrages - immer weniger realisieren.
Dass erstmals auch der Wunsch nach Reproduktion ab-
nimmt, sollte Anlass zu großer Sorge sein, ist aber viel-
fältig plausibel.

Ohne Nachhaltigkeit in der Generationenabfolge ist
freilich die Vorstellung vom Generationenvertrag blan-
ke Illusion!

Hier zeigt sich, dass im Familienbegriff ein Schlüssel für
die Nachhaltigkeit der Reproduktion, damit der Zu-
kunft der Generationenabfolge und in letzter Konse-
quenz der Zukunft des Generationenvertrages liegt. Es
zeigt sich aber auch, dass es keinen Sinn mehr macht,
eine Idealvorstellung verstärkt zu postulieren: Je stär-
ker die Idealvorstellung in einer solchen Situation be-
tont wird, je größer gleichzeitig die Distanz dieses Bil-
des zur Realität wird, desto stärker entrückt das Ideal-
bild ins Unerreichbare, wendet sich der Mensch vom
Idealbild ab. Sinnvoll ist eher, den Menschen in seiner
Lebensrealität „abzuholen“ und in seiner Situation zu
stärken.

3.2 Differenzierung der Familienbegriffe
Angesichts dieser Situation ist es daher aus meiner
Sicht gesellschaftlich und politisch geboten, mit den
Familienwissenschaften einen differenzierten Famili-
enbegriff zu verwenden: Ich trete nachdrücklich dafür
ein, dass jeder seine subjektiven Wertvorstellungen
und Lebenskonzepte in einem Familienbegriff konzen-

triert und den Familienbegriff für Lebenssituationen
verwendet, die seinen persönlichen Idealen und Wert-
vorstellungen entsprechen; die dabei denkbaren sub-
jektiven Familienbegriffe werden sich allerdings - wie
auch die aktuellen Diskussionen zeigen - nie vereinba-
ren lassen; dies ist keine gesellschaftliche Katastrophe,
sondern simple Konsequenz einer demokratischen,
pluralistischen Gesellschaft.

Akzeptiert man dies, ist es falsch, das eigene Familien-
bild Andersdenkenden oktroyieren zu wollen, und ist es
zugleich fatal, den Familienbegriff als solchen durch
wechselseitige Verteufelung der subjektiven Vorstel-
lungen insgesamt madig zu machen.

Falsch wäre es allerdings auch, den Familienbegriff aus
der politischen Diskussion zu eliminieren. Verwendet
man jedoch den Familienbegriff als Maß für politisches
Handeln, etwa als Instrument zur Prioritätensetzung
im Gesetzgebungsakt, sollte ein Familienbegriff ver-
wendet werden, der der Realität unserer Gesellschaft
entspricht und sich daran orientiert, welche Zielvor-
stellung und Funktion von Familie von vorrangiger Be-
deutung für die Gesellschaft ist: Dieser Familienbegriff
erfasst jede Art von Lebenssituation, in der zwischen
Personen verschiedener Generation eine spezifische,
über vertragliche Verpflichtungen hinaus gehende per-
sonale Verantwortung übernommen wird: Heute ver-
dienen alle Formen des intergenerationalen Zusam-
menlebens, in denen die Bereitschaft zu dieser Verant-
wortung besteht, Schutz und Förderung durch die Ge-
sellschaft: Das Paar, das für die gemeinsamen Kinder
diese Verantwortung übernimmt, ist in diesem Sinne
ebenso Familie wie ein Kind, das für seine alten Eltern
diese Verantwortung übernimmt, Alleinerziehende
sind dies ebenso wie Patchwork-Familien.

Eine vom Familienbegriff getrennt zu beurteilende
Frage ist, wie weit Paarbeziehungen als solche be-
sonderen Schutz, Anerkennung und Förderung der Ge-
sellschaft genießen sollen. Aus meiner Sicht ist dies zu
bejahen, wenn die Bereitschaft besteht, als Paar in ei-
ner intentional auf Dauer gerichteten Bindung mit
wechselseitigen Rechten und Pflichten zu leben. Die
eigentliche Trennlinie in unserer Gesellschaft besteht
heute nicht darin, in welcher Form von Beziehung
Menschen leben und welches Familienideal sie verfol-
gen, sondern ob sie überhaupt bereit und in der Lage
sind, intergenerative Verantwortung zu übernehmen
und Bindungen einzugehen.
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3.3 Mut machen

Zieht man Bilanz unter diese Ausführungen, wird für
mich klar, dass wir keinen neuen Generationenvertrag
brauchen; gefragt ist vielmehr, dass wir uns der Bedin-
gungen bewusst werden, unter denen er überhaupt
möglich wird.

Von besonderer Wichtigkeit ist dabei, die jungen Men-
schen zu befähigen und ihnen Mut zu machen, die
Zukunft des Lebens in ihre Hände zu nehmen: Gegen-
wart und Zukunft müssen so gelebt und entworfen
werden, dass die Jungen Mut fassen, das Leben anzu-
nehmen und nachhaltig zu gestalten.

Dabei sind alle gefordert: Väter und Mütter, die ihren
Kindern Mut machen, ihre Lebenswege zu gehen, Bin-
dungen einzugehen und Ja zum Leben zu sagen; Lehrer,
die Kindern zur Entfaltung ihrer Persönlichkeit Mut
machen; Personalchefs, die den Mut haben, Menschen
mit familiären Bindungen zu fördern; Vertreter aller
gesellschaftlich relevanter Gruppen und Politiker, die
den Mut haben, die Vielfalt der Formen, in denen Men-
schen heute bereit sind, für einander Verantwortung zu
tragen, anzuerkennen und zu stützen! Wer von der
Richtigkeit seiner Idealvorstellung überzeugt ist, kann
die weitere Entwicklung gelassen hinnehmen, wenn es
gelingt, den Menschen Mut zu machen, zu den eigenen
Lebenskonzepten zu stehen!
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Japan und Europa haben eines gemeinsam: Sie kämp-
fen beide mit dem Problem einer alternden Gesell-
schaft. Der wichtige Unterschied liegt darin, dass man
in Japan schon seit einiger Zeit konsequent daran geht,
sich dieses Problems anzunehmen, während es in
Europa nach wie vor von den meisten Politikern und
Regierungen verdrängt wird. Aus liberaler Sicht sollte
indessen die Herausforderung der alternden Gesell-
schaft eine wichtige, wertvolle Aufgabe für die Politik
der kommenden Jahre sein. Es gibt zahlreiche andere
drängende Probleme wie die Umwelt, die Migration
oder die internationale Sicherheitslage, die ebenfalls
eine vorrangige Behandlung verdienen, doch sind dies
Bereiche, in denen es immer schwieriger wird, sich ein
prononciert liberales Profil zuzulegen, das auch als sol-
ches vom Wähler erkannt werden kann.

Auf den ersten Blick mag sich die Frage stellen, ob denn
das Problem der alternden Gesellschaft nicht ein so
ausgesprochen technokratisches Problem der Sozial-
politik sei, dass hier erst recht keine liberalen Profilie-
rungsmöglichkeiten bestehen. Dem ist jedoch nicht so.
Bei intensiverer Auseinandersetzung mit dem Problem
der alternden Gesellschaft wird man rasch erkennen,
dass dieses auf mehreren Ebenen angegangen werden
muss. Zunächst sind da in der Tat die ziemlich techno-
kratischen Herausforderungen wie Anreize zur Famili-
engründung, um die altersmäßige Zusammensetzung
der Gesellschaft wieder zu normalisieren. Hinzu
kommt die Aufgabe, wie die Finanzierung der Alters-
versicherung angesichts der heute absehbaren demo-
grafischen Entwicklungen auf längere Sicht zu ge-
währleisten ist. Schließlich geht es auch ganz praktisch
um technische Anpassungen im Alltag an die Bedürf-
nisse der älteren Menschen.

Wenig diskutiert, aber nicht minder wichtig sind in-
dessen die menschlichen, die im eigentlichen Sinne
existenziellen Aspekte des Problems. Die alternde Ge-
sellschaft ist eine Herausforderung an den Generatio-

nenvertrag, an das geordnete Zusammenleben ver-
schiedener Generationen in einer Gemeinschaft. Darü-
ber hinaus geht es aber auch darum, wie sichergestellt
werden kann, dass in einer alternden Gesellschaft nicht
Pessimismus, Verzagen und Innovationsfeindlichkeit
überhand nehmen. Davon hängt nämlich in ganz ent-
scheidendem Maße ab, ob die westlichen Industriena-
tionen im immer anforderungsreicheren Wettbewerb
in der Weltwirtschaft zu bestehen vermögen.

Da der Liberalismus im Gegensatz zu anderen Vorstel-
lungen vom Staat und der Gesellschaft sich nicht auf
abstrakte Dogmen und Ideologien beruft, sondern sich
am praktischen Leben und, dies vor allem, an den Inter-
essen und Bedürfnissen des mündigen Individuums
orientiert, muss eine so eminent menschliche Heraus-
forderung wie die alternde Gesellschaft von zentralem
Interesse für die liberale Politik sein. Man kann die Aus-
arbeitung von Lösungen der technischen Fragen ruhig
den Experten überlassen und dann beim Aushandeln
der konkreten Politik die eigenen Vorschläge einbrin-
gen. Hier geht es um etwas viel Grundsätzlicheres,
nämlich um die Frage, wie wir erreichen, dass die
Herausforderungen der alternden Gesellschaft so
angegangen und bewältigt werden, dass wir einer
humanen, menschenwerten Zukunft entgegensehen
können.

Die alternde Gesellschaft ist eine existenzielle Heraus-
forderung, da es dabei um die grundlegendsten Aspek-
te des menschlichen Lebens geht, um das Verhältnis
von Jung und Alt, um menschliche Würde und um die
eigentliche Sinnhaftigkeit des Lebens in einer Gemein-
schaft. Gerade dann, wenn man die alternde Gesell-
schaft als ein sozialpolitisches Routineproblem abtut,
wird man dieser Herausforderung nicht gerecht wer-
den können. Eine so weit reichende Veränderung der
Demografie, wie sie die Industriestaaten in den kom-
menden Jahren durchmachen werden, ist eben nicht zu
vergleichen mit einem Problem wie Jugendarbeits-
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losigkeit oder Dauerarbeitslosigkeit. Bei der Verände-
rung der Demografie spielen Verunsicherungen, Res-
sentiments und Ängste eine Rolle, die zutiefst an das
menschliche Selbstverständnis rühren.

Das Verhältnis zwischen den Generationen war noch
nie eine einfache Sache, und schon aus den frühesten
Zeiten, da es schriftliche Zeugnisse gibt, kennen wir die
Klagen der Alten über die ungebührlichen Jungen, die
Sehnsucht nach den guten alten Zeiten oder auch die
Rebellion der Jungen gegen die Alten, die ihnen die Zu-
kunft versperren. Solche Konflikte sind natürlich und
gesund, und sie werden auch in der Zukunft das Leben
in der Gemeinschaft prägen. Die Jugend muss rebellie-
ren, muss ihre Hörner abstoßen, muss versuchen, eine
neue Zukunft zu gestalten. Die Ältern müssen bewah-
ren, müssen mahnen und müssen dafür sorgen, dass die
Innovation nicht überbordet. Geschieht das erste nicht,
so ist eine Gesellschaft zur Stagnation und letztlich
zum Absterben verurteilt, geschieht das zweite nicht,
drohen Entwurzelung und Desintegration. Aber zwi-
schen diesen beiden Leitplanken gilt es, den richtigen
Weg zu beschreiten.

Unter den zahlreichen Lösungsansätzen seien hier zwei
aufgegriffen, die auch vor dem Hintergrund der asiati-
schen Herausforderungen an die westlichen Industrie-
nationen zu sehen sind. Die Menschen in den westli-
chen Industriegesellschaften wissen und fürchten in-
stinktiv, dass im 21. Jahrhundert aus den asiatischen
Gesellschaften neue Herausforderungen an sie heran-
getragen werden. Vor allem ist man sich dieser Heraus-
forderung im Bereich der Produktionskosten und der
Standortfrage, die sich für immer mehr westliche In-
dustrien und Dienstleister stellt, bewusst. Nun können
die westlichen Industriestaaten bei ihren Lohnkosten
nicht auf das Niveau etwa Chinas oder Indiens herun-
tergehen, ohne dass es zu schwerwiegenden sozialen
Verwerfungen kommen würde. Aus liberaler Sicht muss
sich dieses Problem indessen gar nicht stellen. Ein ge-
genseitiges Lohndumping ist nicht nur unerwünscht,
es ist auch gar nicht nötig, so man in den westlichen In-
dustriestaaten sich auf die eigenen Stärken besinnt
und vor allem von einigen liebgewordenen Unsitten
Abschied nimmt, die sich in den fetten Zeiten eingenis-
tet haben. Der Wiederaufstieg Asiens, insbesondere
Chinas und Indiens, ist nämlich für die westlichen In-
dustriegesellschaften eine Win-win-Situation, so sie
sich einige Lektionen zu Herzen nehmen.

Auf der rein wirtschaftlichen Ebene braucht es wenig
Vorstellungskraft um zu erkennen, dass aus dem Ent-
stehen neuer kaufkräftiger Mittelschichten in China
und Indien für die Industrien und Dienstleister in den
westlichen Industrienationen gewaltige neue Ge-
schäftsmöglichkeiten erwachsen. Was kann denn da-
ran schlecht sein, wenn vierhundert, fünfhundert Mil-
lionen neue Konsumenten auf den Weltmarkt drängen,
Menschen, die früher sich nur das Lebensnotwendigs-
te leisten konnten und die jetzt in der Lage sind, auch
die schöneren Seiten des Lebens zu genießen und sich
den einen oder anderen kleinen Luxus zu leisten? Dog-
matische Globalisierungskritiker verkennen oder ver-
drängen die Tatsache, dass wirtschaftliche Entwick-
lung nicht ein Nullsummenspiel ist, dass nicht das, was
die einen gewinnen, notwendigerweise den anderen
weggenommen werden muss. Die Weltwirtschaft ist
eben kein in seiner Größe auf alle Zeiten vorgegebener
Kuchen. Wirtschaftlicher und technischer Fortschritt
lässt ihn fortlaufend größer werden und, dies ist aus
ökologischer Sicht wichtig, ein immer bedeutsamerer
Teil dieses Wachstums beruht nicht auf Rohstoff- und
Energiekonsum, sondern auf Effizienzsteigerung.

Doch in unserem Zusammenhang geht es nicht um die
globale, insbesondere die asiatische Herausforderung
an den Industriestandort Europa. Vielmehr geht es um
eine selbstkritische Durchleuchtung von allgemeinen
sozialen und politischen Rahmenbedingungen, die die
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industriege-
sellschaften gegenüber den aufstrebenden asiatischen
Gesellschaften empfindlich schmälern. Wie erwähnt,
das Ziel einer Stärkung des Wirtschaftsstandorts
Europa ist nicht die Teilnahme an einem Wettbewerb,
wer die billigeren Arbeitskräfte bereitstellen kann. An-
gesichts der riesigen Arbeitskräftereserven der beiden
Milliardenländer Indien und China wäre Europa an die-
ser Front zum sicheren Verlierer prädestiniert. Doch der
Bereiche, in denen die Wettbewerbsfähigkeit der west-
lichen Industriestaaten drastisch verbessert werden
kann, mangelt es nicht. Man denke beispielsweise an
die Bürokratie oder an die komplexen und zeitintensi-
ven Regelwerke, die in Europa unternehmerischer Ini-
tiative hohe Hürden in den Weg stellen.

Doch in unserem Kontext der Herausforderung der al-
ternden Gesellschaft geht es um andere Lektionen, die
Europa zu seinem eigenen Vorteil von den dynami-
schen asiatischen Gesellschaften lernen kann. Be-
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zeichnenderweise handelt es sich bei den drei Eck-
werten einer drastischen Erneuerung des Generatio-
nenvertrags, die wir im Folgenden postulieren werden,
jedoch nicht um völlig fremde Importe. Vor nicht allzu
langer Zeit, wahrscheinlich bis in die Nachkriegszeit
und möglicherweise bis in die Zeit der 68er-Revolten
hinein sind sie auch - vor allem in ländlichen und klein-
städtischen Verhältnissen - in den westeuropäischen
Gesellschaften hochgehalten worden. Es handelt sich
bei diesen drei Eckwerten eines neuen Generationen-
vertrags um eine höhere Wertschätzung von Erziehung
und Bildung, um eine Aufwertung der Pflichten und um
größeren Respekt für die Würde der älteren Menschen.
Alle diese drei Eckwerte stehen im Mittelpunkt der
asiatischen Ethik, im Mittelpunkt der asiatischen
Religionen und Weisheitslehren. Sie waren und sind ei-
ne wesentliche Voraussetzung dafür, dass Asien - und
insbesondere Ostasien - in so kurzer Zeit so spektaku-
läre Fortschritte hat machen können. Man vergleiche
übrigens diese Fortschritte, die auch von Ländern wie
Südkorea oder Taiwan realisiert worden sind, die über
keinerlei nennenswerte natürliche Ressourcen ver-
fügen, mit der Bilanz, die die arabischen, mittelöst-
lichen oder auch lateinamerikanischen Gesellschaften,
von denen viele mit einem Überfluss an natürlichen
Ressourcen gesegnet sind, für denselben Zeitraum vor-
weisen können.

Zunächst zur Wertschätzung von Bildung und Erzie-
hung: Mehr denn je muss heute für Europa gelten, dass
substanzielle Investitionen in Bildung und Erziehung
dafür, dass der „alte Kontinent“ in der neuen Welt er-
folgreich bestehen kann, unerlässlich sind. Während
des Kalten Kriegs hatten die westlichen Demokratien
erhebliche Mittel in die militärische Verteidigung in-
vestieren müssen. Heute, bei dieser neuen Art von He-
rausforderung geht es um Investitionen in Bildung, Er-
ziehung und Forschung. Dabei ist aber aus liberaler
Sicht ein weit reichendes Umdenken erforderlich. Er-
heblich mehr als bisher muss für diese Aufwendungen
aus privaten Quellen stammen. Es geht nicht mehr an,
dass, wie man dies ausgerechnet in den modernen
Wohlstandsgesellschaften für garantiert betrachtet,
Bildung und Erziehung zum Nulltarif kommen. Ein chi-
nesischer Bekannter hat, mit der Tatsache konfrontiert,
dass in den meisten europäischen Ländern die Studien-
gebühren minimal sind und dass selbst gegen geringe
Erhöhungen sogleich protestiert wird, sarkastisch

kommentiert: „Was nichts kostet, ist nichts wert.“ In
der Tat gehört es in den asiatischen Gesellschaften zum
Generationenvertrag, dass die Eltern große Opfer er-
bringen, um ihren Kindern die bestmögliche Bildung
und Erziehung zu ermöglichen.

Im Gegenzug sind die Kinder verpflichtet, ihren Eltern
hohe Wertschätzung entgegenzubringen und sie im
Alter und in Notfällen zu unterstützen. Im asiatischen
Verständnis sind alle Pflichten wechselseitig. So for-
dert das konfuzianische Staatsverständnis, dass der
Untertan die Pflicht hat, sich gegenüber der Obrigkeit,
gegenüber dem Kaiser loyal zu verhalten. Zugleich hat
aber der Kaiser auch die Pflicht, sich um das Wohl sei-
ner Untertanen zu kümmern. Vernachlässigt er diese
Pflicht, verliert er das „Mandat des Himmels“. Dieses
sorgfältig ausgeklügelte System von wechselseitigen
Pflichten stellt den zweiten Eckwert unseres neuen Ge-
nerationenvertrags dar. Die westlichen Industriestaa-
ten haben sich in den letzten Jahrzehnten viel zu sehr
auf die Rechte konzentriert und darob die Rolle der
Pflichten vergessen oder bewusst ignoriert.

Es geht selbstverständlich nicht darum, bei den Rech-
ten Abstriche zu machen, doch sollen die Pflichten als
ein zentraler Bestandteil des Gesellschaftsvertrags
wieder kräftig aufgewertet werden. Hier hat man in
den fetten Jahren, insbesondere seit der 68er-Rebelli-
on viel zu viel schleifen lassen. Da die westlichen Indus-
triegesellschaften offensichtlich nicht in der Lage
gewesen sind, aus eigenen Stücken eine neue Wert-
schätzung der Pflichten vorzunehmen, muss dies nun
auf externe Veranlassung, das heißt im Angesicht der
asiatischen Herausforderung vorgenommen werden.
Sollen die westlichen Industriestaaten ihre globale
Wettbewerbsfähigkeit bewahren, so müssen sie im
sozialstaatlichen Bereich sowie in der Bildungs- und
Kulturpolitik eine markante Kehrtwendung in Rich-
tung vermehrte Selbstverantwortung vollziehen. Dies
wiederum wird nicht ohne Aufwertung der Pflichten zu
realisieren sein.

Niemand will einen Sozialabbau, weshalb es umso
wichtiger ist, dass die westlichen Industriegesellschaf-
ten alle ihre Energie darauf verwenden, die Aufrechter-
haltung des Erreichten zu gewährleisten. Unverändert
bleiben die Ziele, dass jemand, der unverschuldet in
Not gerät, der wegen Alter oder Krankheit nicht mehr
arbeitsfähig ist, der wegen mangelnder Mittel sich



– 13 –

keine Ausbildung leisten kann und in der Armutsfalle
festzusitzen droht, durch die Gemeinschaft vor dem
Sturz in eine nicht enden wollende Misere bewahrt
wird. Die Hauptfrage ist jedoch, wie all diese Ziele an-
gesichts der sich rasch verändernden Alterspyramide
der Industriegesellschaften und angesichts der He-
rausforderungen der Billigstlohnländer an die Indus-
triestandorte im Westen besser und vor allem kosten-
günstiger als bisher realisiert werden können. Bei der
Suche nach einer Antwort darf es keine Tabus geben.
Allzu lange hat man sich in den westlichen Demokra-
tien der Diktatur der Etatisten gebeugt, die allein für
sich beanspruchen durften, die soziale Wohlfahrt wah-
ren und ausbauen zu können.

Nachdem die letzten vier Jahrzehnte in den städti-
schen Verhältnissen der westlichen Industriestaaten
die Kleinstfamilie haben zur Norm werden lassen, muss
in den kommenden Jahren und Jahrzehnten der sozial-
und steuerpolitische Schwerpunkt wieder auf die Er-
haltung und Förderung größerer Familien ausgerichtet
werden. Dabei geht es nicht nur um kinderreichere Fa-
milien sowie um eine deutliche Trendwende bei den
Scheidungsraten, sondern auch um das Zusammenle-
ben verschiedener Generationen unter einem Dach.
Letzteres macht nicht nur aus der Perspektive der Al-
tersvorsorge und der Kranken- und Pflegeversorgung
Sinn, es macht auch ökologischen Sinn, indem ein Poo-
len von Bedürfnissen einer effizienteren Nutzung
knapper Ressourcen dient.

Um einer Abkehr von der Kleinstfamilie, die selbst-
verständlich aus liberaler Sicht nur auf der Basis der
Freiwilligkeit zu realisieren ist, überhaupt eine Chance
einzuräumen, ist die Politik gefordert. Es bedarf einer
kritischen und umfassenden Durchleuchtung der
gesamten Sozialpolitik, indem jede Maßnahme, jede
Förderung finanzieller oder institutioneller Natur da-
rauf geprüft wird, ob sie den Interessen der Großfami-
lie dient. Darüber hinaus wird man aber auch die öf-
fentliche Infrastruktur, die Stadt- und Verkehrspla-
nung, die Wohnbauförderung sowie die Steuerpolitik
und die´Eigentums- und Erbschaftsgesetze im Licht
der Bedürfnisse von Großfamilien und ihrer Förderung
zu durchleuchten haben. Schließlich reicht der Re-
formbedarf selbst in den Bereich der Arbeits- und Im-
migrationspolitik, indem durch die ausreichende Be-
reitstellung von auch vom Mittelstand bezahlbarem
Hauspersonal die Voraussetzung dafür geschaffen

wird, dass Frauen, die trotz Familie und trotz Fürsorge
für die ältere Generation einem Beruf nachgehen wol-
len, dies auch tun können.

Bleibt als dritter Eckpfeiler die Wiederherstellung der
Würde des Alters. Es ist dies selbstverständlich keine
Angelegenheit von Gesetzesvorlagen, sondern eine im
eigentlichen Sinne zivilisatorische Herausforderung.
Der präzedenzlos lang dauernde allgemeine Wohl-
stand hat in den westlichen Industriegesellschaften
neben unzähligen positiven Auswirkungen wie alles
Menschenwerk natürlich auch negative Spuren hinter-
lassen. Gerade dieser Tage ist die Welt durch umfassen-
de Forschungsberichte über die Konsequenzen des
menschlichen Tuns für das globale Klima alarmiert
worden. Eine der negativen Konsequenzen des lange
andauernden Wohlstands und des Sozialstaats, den der
Wohlstand ermöglicht hat, ist, dass das Verhältnis zwi-
schen den Generationen vielfach auf das Monetäre
reduziert worden ist. Die Pensionierten schöpfen die
ihnen zustehende Altersversicherung voll aus, und die
jüngeren Generationen halten, indem sie ihre Sozial-
versicherungsbeiträge bezahlen, ihre Pflichten für
erledigt.

Es geht hier selbstverständlich nicht darum, handfeste
Altersvorsorge durch Sozialromantik abzulösen. Die
materielle Sicherheit im Alter ist ein zentrales Element
eines in Würde zu verbringenden Lebensabends. Da-
rum geht es bei dem Plädoyer für eine Wiederherstel-
lung der Würde des Alters auch gar nicht. Vielmehr
handelt es sich um die durch die Erziehung daheim und
in der Schule sowie durch die Medien zu fördernde
Achtung für das Alter. Es ist in den Zeiten der möglichst
raschen Bedürfnisbefriedigung, die um der Förderung
von Konsum und Produktion willen den Akzent auf Dy-
namik, Attraktivität und Jugendlichkeit setzen, ein
wichtiger Pfeiler einer gesunden Gesellschaft abhan-
den gekommen. Die Würde des Alters in traditionellen
Gesellschaften, wie sie heute auch weiterhin in den
asiatischen Industriestaaten anzutreffen ist, gehört
zum notwendigen Interessenausgleich zwischen den
Generationen. Die vorteilhafte Tatsache, dass die
Jugend die Zukunft auf ihrer Seite hat, wird kompen-
siert durch die Würde des Alters. Es ist diese Würde, die
die alten Menschen zu verantwortungsbewussten
Stakeholdern in der Gesellschaft werden lässt. Damit
wird nicht nur einer Marginalisierung eines in den
Industriegesellschaften immer umfangreicheren Be-
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völkerungssegments vorgebeugt, es wird auch die
Voraussetzung dafür geschaffen, dass die alten Men-
schen die Beiträge zum gesamtgesellschaftlichen
Wohl willig leisten werden, die man ihnen in den kom-
menden Jahren in immer größerem Maß abfordern
wird müssen. Man denke etwa an die notwendige Aus-
dehnung der Lebensarbeitszeit.

Pflichten, Familienförderung und die Wiederbelebung
traditioneller Werte, dies alles scheint eher in ein kon-
servatives denn in ein liberales Programm zu passen.
Tatsache ist jedoch, dass so die Herausforderungen
einer alternden Gesellschaft nicht mit Kollektivismen,

sondern mit einer dem Liberalismus eignenden Präfe-
renz für das Individuum angegangen werden sollen,
dass die Liberalen sich dieser Aufgabe innovativ stellen
müssen. Es ist nicht zu vergessen, dass der Liberalismus
die Freiheitsrechte des Individuums stets im Zusam-
menhang mit dessen Verantwortung gegenüber den
Mitmenschen gesehen hat. Dasselbe gilt auch für den
Generationenvertrag mit seiner neuen Fokussierung
auf das Alter. Der Liberalismus ist keine dem Hedonis-
mus verfallene Schönwetterideologie. Er ruht vielmehr
auf einem Gesellschaftsverständnis, das von wechsel-
seitigem Respekt und damit auch von der wechselseiti-
gen Wahrnehmung der Pflichten abhängt.
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Drei Thesen zum Einstieg
1. Ganz allgemein ist die öffentliche Debatte zum

„Makrothema“ Generationenvertrag zu stark auf
die Belange der Rentenversicherung ausgerichtet,
sie vernachlässigt zahlreiche andere wichtige
inter- und intragenerative Problemstellungen un-
serer heutigen Zeit.

2. Kern eines zukunftsorientierten Generationenver-
trages ist die soziale Reziprozität (Wechselseitig-
keit) des Gebens und Nehmens zwischen den
heute lebenden bzw. zwischen den heutigen und
denzukünftig lebendenGenerationen (einschließ-
lich ihrer natürlichen Lebensbedingungen).

3. Die Last der Promotion der Ideen und Lösungen,
die den heutigen Generationenvertrag zukunfts-
fähig (nachhaltig) machen, liegt „naturgemäß“
bei den Mitgliedern der jüngeren Generation. Sie
müssen beides: hartnäckig (d. h. bei jeder Gelegen-
heit) auf „gute“ Argumente für die Veränderung
des Generationenvertrages verweisen und sich
bei der Verfolgung ihrer Vorstellungen in den etab-
lierten Mechanismen des politischen Prozesses
durchsetzen. Beides zusammen eröffnet Reform-
chancen.

Denkfigur Generationenvertrag -
zwischen Wohlfühlillusion und
Verteilungsdebatte
Der aktuelle Generationenvertrag ist eine bekannte
und beliebte normative Denkfigur, eine Metapher, der
zufolge das Miteinander zwischen den heute lebenden
Älteren und den ihnen nachwachsenden Jüngeren im
Bereich der Rentenleistungen so zu gestalten sei, dass
die erwerbstätigen Jüngeren mit ihren Beiträgen die

Renten der Pensionisten absichern und umgekehrt die
jüngere arbeitende Generation erwarten kann, dass ihr
im späteren Rentenalter von Seiten der ihr selbst nach-
folgenden Erwerbsgeneration Vergleichbares zuteil
wird. In der Praxis wird dieser Denkansatz seit Jahr-
zehnten im Wege des Umlageverfahrens in der Renten-
versicherung umgesetzt. Im Laufe der Zeit wurde die
Rentenversicherung ein hochkomplexes, selbst für
Experten nicht immer durchschaubares „technisches“
System, in dem viele kleine Rädchen ineinander grei-
fen, die das System im Laufen halten und immer wieder
an geänderte Voraussetzungen anpassen sollen.

Nach vielen empirischen Befunden erwarten sich die
Älteren heute vom Generationenvertrag die Sicherung
ihrer materiellen Existenz im Alter, während die Jünge-
ren im Vergleich deutlich skeptischer sind, was ihre
realistischen Zukunftserwartungen mit Blick auf den
Generationenvertrag noch sein können.

Anders als bei der Einführung des „Vertrages“ in die
Rentenversicherung soll der Generationenvertrag heu-
te eine berechenbarere und durchschaubarere Größe
sein. Das pauschale normative Bekenntnis wird „be-
fragt“. Wie viel leistet die aktive Generation „netto“ an
finanziellem „Solidaritätsbeitrag“ für die „passive“ Ge-
neration? Welche Gruppe unterstützt in welchem Aus-
maß eine andere Gruppe? Viele Fragen harren mittler-
weile der Beantwortung.

Obwohl der Generationenvertrag an sich annähernd
ein halbes Jahrhundert alt ist, ist er auf der Mediena-
genda ein Phänomen der letzten zehn Jahre. Nach einer
Auswertung von Medien der deutschen Qualitätspres-
se kam der Begriff Generationenvertrag anfangs häufi-
ger vor, während seit etwa 2003 der Begriff Generatio-
nengerechtigkeit vermehrt in den Medien verwendet
wird (Nullmeier 2004). Dies indiziert, dass die Genera-
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tionengerechtigkeit vielleicht eine gesellschaftliche
und politische Leitkategorie der Zukunft sein wird.
Ebenfalls in diese Richtung verweist die steigende Auf-
merksamkeit, die der Generationenvertrag in der poli-
tischen Publizistik findet, die ihn relativ prononciert als
„Kampfthema“ zwischen Jung und Alt abhandelt. Um
den Generationenvertrag tobe ein Verteilungskonflikt
zwischen Alten und Jungen, zwischen den ökonomisch
Passiven und ökonomisch Aktiven, die um knappe fi-
nanzielle Ressourcen ringen. Im „Kampf der Generatio-
nen“ (Gronemeyer 2004) würden die heutigen Renten-
empfänger als „gierige Generation“ gar „auf Kosten der
Jungen“ abkassieren (Klöckner 2005). Ein anderer ak-
tueller Buchtitel diagnostiziert in ähnlichem Ton die
„Ausbeutung der Enkel“ durch die Älteren (Biedenkopf
2006) und plädiert für die schnelle „Rückkehr zur Ver-
nunft“.

Wegdriftende Rahmenbedingungen
Die mediale Debatte über den Generationenvertrag re-
flektiert bei allen medientypischen oder publizisti-
schen Überzeichnungen andeutungsweise die Brü-
chigkeit des Generationenvertrages in der Rentenver-
sicherung, dessen strukturelle Voraussetzungen in ob-
jektiver Betrachtung langsam „wegdriften“, sodass die
„Geschäftsgrundlage“ des Generationenvertrages
langsam entfällt (für eine Zusammenstellung Plesch-
berger 2006). Essenzielle Markierungen können nicht
knapper und präziser umrissen werden als kürzlich vom
deutschen Wirtschaftsethiker Peter Koslowski: „Die
Reziprozität der Leistungen und Gegenleistungen in
der Sozialversicherung setzt voraus, dass das Verhält-
nis der Zahl der Empfänger und der Verdiener der Ren-
ten sowie die Höhe der Renten in Prozent des verfügba-
ren Einkommens der arbeitenden Generation etwa
gleich bleiben. Bei einem Bevölkerungsschwund, bei
einer Verlängerung der Verrentungsdauer und bei ei-
nem Sinken der verfügbaren Einkommen der Arbeits-
generation ist der gleich bleibende Bestand der Rezi-
prozität nicht mehr gegeben“ (Koslowski 2006). Die so-
ziale Parität und Reziprozität zwischen den Generatio-
nen (siehe unten) ist offensichtlich eine Schlüsselfrage
der heutigen Gesellschaftspolitik geworden.

Andere Problemfelder
Der Generationenvertrag wird heute in zahlreichen ge-
sellschaftlichen Problemfeldern in Frage gestellt, die

über die politisch so stark fokussierte „Pensionsfrage“
weit hinausreichen:

• „Gestört“ ist die Parität im Bereich der Kranken-
versicherung bereits deshalb, weil die Schere zwi-
schen der Zahl der Leistungsempfänger und der
Zahl der Beitragsleistenden nachweislich immer
größer wird. Hinzu kommt der Umstand, dass z.B.
der heutigen Rentnergeneration früher zwar
lohnbezogene Beitragsleistungen zum Gesund-
heitssystem abverlangt worden sind, diese waren
aber wenn überhaupt mit Blick auf einen noch
recht bescheidenen medizinischen Fortschritt
kalkuliert. Die heutigen Rentner erhalten mit
Sicherheit mehr und bessere Versorgungsleistun-
gen als sie in ihrem Erwerbsleben jemals mit
Beiträgen finanziert haben. Schon vor diesem
Hintergrund wird deutlich, dass die aktive
Erwerbsgeneration im Vergleich übermäßiger
belastet wird, und noch stärker wird die unpro-
portionale Kostentragung für den Konsum ver-
besserter Gesundheitsleistungen die nachfolgen-
den Generationen treffen. Die Logik asymmetri-
scher Generationsbeziehungen könnte ähnlich in
Richtung Pflegeversicherung konstruiert werden.

• Problematisch wird die Nachhaltigkeit des Ge-
sundheitssystems noch durch die „Nebeneffekte“
der Europäisierung und Globalisierung als Haupt-
tendenzen unserer Epoche. Sie stimulieren stei-
gende Wanderungswellen von Menschen, die bei
relativ leichten und egalitären Zugangsmecha-
nismen schlagartig mit unserem hoch entwickel-
ten System der Gesundheitsvorsorge (einschließ-
lich „Hochleistungsmedizin“) koordiniert werden
- je nach Status entweder mit geringen oder über-
haupt ohne Beitragsleistungen. Daran können
sich alsbald weitere Rechte der Inanspruchnahme
für Familienmitglieder knüpfen, was eine eskalie-
rende Nachfragesituation in Gang bringt. Die
soziale und ökonomische Nachhaltigkeit des
nationalen Gesundheitssystems wird durch die
Europäisierung und Globalisierung zusätzlich
gefährdet, ohne dass diese neue Problemstellung
die Resonanz erfährt, die ihr gebühren müsste.
Die praktische Nichtthematisierung der proble-
matischen Auswirkungen der Wanderungsbewe-
gungen in hoch entwickelte Wohlfahrtsstaaten
hat viele Ursachen, die zu diskutieren heutzutage



– 17 –

ein Verstoß gegen die „political correctness“ zu
sein scheint. Die Debatte über die Kosten der Zu-
wanderung in die nationalen Sozialsysteme wird
mit Menschenrechtsrhetorik, demografischen
oder mit wirtschaftsliberalen Argumenten zuge-
deckt. Dabei ist ein Hauptmotiv der Wandernden
nach ökonomischen und ethnologischen Unter-
suchungen schlicht wirtschaftlicher Natur: Die
Wandernden wollen als nutzenorientierte Indivi-
duen für sich (und ihre eine Zeit lang fern leben-
den Angehörigen) individuelle wirtschaftliche
Wohlfahrtsgewinne erzielen, ohne dass ihnen der
gesamtgesellschaftliche Preis der Wanderung
bewusst ist.

• Die Jungen haben in zentralen Bereichen ihrer
Existenzbewältigung nicht mehr die Gewissheit,
dass sie als heutige Nettozahler später zu den
Nettoempfängern im Gesundheitssystem gehö-
ren werden, sie werden sich u.U. mit viel beschei-
deneren Leistungen (bei deutlich höheren Zah-
lungen) zufrieden geben müssen. Es fehlt ein
offener gesellschaftlicher Diskurs darüber, was
als solidarische Leistung unter welchen Bedin-
gungen für wen zur Verfügung gestellt werden
soll (und auch kann). Je nach gesellschaftspoliti-
scher Perspektive werden abgestufte Leistungs-
kataloge akzeptiert oder strikt abgelehnt.

• Für die einen provokativ, für die anderen zustim-
mungsfähig, geriet Mitte 2006 der (deutsche)
Vorschlag in die Diskussion, Höhe und Dauer der
Auszahlung von Arbeitslosengeld nach dem Zeit-
raum der Beitragsleistung zu differenzieren: Wer
länger eingezahlt hat, soll länger und höher
Arbeitslosengeld ausbezahlt bekommen, was
ältere Arbeitslose begünstigen und jüngere
Arbeitnehmer benachteiligen würde.

• Kinderlose und Eltern mit Kindern stehen im in-
tragenerativen Diskursstreit, wenn behauptet
wird, dass die Ersteren in steuerlicher oder pensi-
onsrechtlicher Sicht die Parias der Letzteren sind.
Nach „Prognosen“ gibt es zwischen den beiden
Gruppen einen (noch haltenden) fragilen „sozia-
len Burgfrieden“, der zu einem „Makrokonflikt“
werden könnte.

• Nach den Szenarien der Klimaforscher werden die
seit rund 50 Jahren steigenden Treibhausgas-

emissionen in einigen Jahrzehnten Natur, Wirt-
schaft und Gesellschaft umfassend und negativ
beeinflussen. Will man übermäßige negative
Folgen vermeiden, müssen heute und in den kom-
menden Jahren Maßnahmen der Minderung und
Anpassung getroffen werden, die hohe finanziel-
le Mittel und weit reichende Verhaltensänderun-
gen in Wirtschaft und Gesellschaft erfordern.
Nutznießer dieser Anstrengungen wäre fast aus-
schließlich die nächste Generation, wohingegen
die heute lebenden Älteren sich keinen oder nur
geringen Nutzen erwarten können. Nach den
sachlichen „Klimazwängen“ müssen die Älteren
den präventiven Klimaschutz mittragen, indem
sie anfallende Kosten (etwa in Form von höheren
Energiepreisen oder Mobilitätsbeschränkungen)
mittragen, ohne vielleicht die mit den Maß-
nahmen angestrebte lebenserträgliche Umwelt in
der Zukunft noch konsumieren zu können. Freilich
würden ihre Kinder oder Enkel einen Nutzen
haben.

• Ein weiterer Problembereich ist die mangelnde
finanzielle Generationengerechtigkeit. Rheto-
risch besteht in der Bevölkerung eine breite Zu-
stimmung zur Forderung, dass die Generation, die
zur Deckung ihrer konsumtiven Bedürfnisse
Schulden des Staates verantwortet, diese zu ihren
Lebzeiten abzahlen soll. Bekanntlich passiert das
Gegenteil. Die Gegenwartsausgaben des Staates
sind in der Vergangenheit bereits stark gestiegen,
und sie steigen ungebremst weiter. Immer mehr
Geld wird effektiv für Altersvorsorge, Gesund-
heitskosten, Pflege oder die Abtragung von
Staatsschulden aufgewendet, während die Zu-
kunftsausgaben (z.B. für Bildung oder familien-
freundliche Infrastrukturen) relativ sinken.
Die Schulden für den kollektiven Sozialkonsum
werden den „Enkeln“ (Biedenkopf) angelastet.
Die finanziellen Verschiebungen sind prinzipiell
eine Ungerechtigkeit gegenüber den künftigen
Generationen, deren Wohlfahrtserwartungen
und Lebensoptionen massiv eingeschränkt wer-
den.
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Der Triumph des Sozialdemokratismus1

und die Marginalisierung des Liberalen
„an sich“
Der Generationenvertrag ist eine wichtige Institution
zur Bewahrung und Anwendung der sozialen Gerech-
tigkeit; er trägt damit zur materiellen Legitimierung
der Demokratie bei. Die Idee der sozialen Gerechtigkeit
findet sich seit Mitte des 19. Jahrhunderts in der christ-
lichen Soziallehre ausgearbeitet. Die Parteien der Ar-
beiterbewegung stellten die soziale Gerechtigkeit
ebenfalls in das Zentrum ihrer politischen Ideen, was in
andere Parteien hineinstrahlte. „Notgedrungen“ und
relativ defensiv setzte sich der Liberalismus mit der
Idee der sozialen Gerechtigkeit auseinander.

Anfangs stand im liberalen Denken die Freiheit vom
Staat im Vordergrund, was sich in den staatlich garan-
tierten negativen Freiheitsrechten materialisierte, die
dem Einzelnen ein gesellschaftlich autonomes Han-
deln erlauben sollten. Es wollen die Menschen aber
nicht nur als Freie leben, aus der Sklaverei ins Nichts
entlassen werden, sondern sie wollen aus ihrer Freiheit
in der Gesellschaft etwas „machen“, was materieller
Voraussetzungen bedarf.

Mit der Hinwendung zu den materiellen Voraussetzun-
gen der Freiheit gerieten die vielen realen Barrieren der
Freiheit in den Blick. Keine menschlich gemachten und
vom Menschen veränderbaren Barrieren sollen einen
Menschen in Gleichheit mit anderen Menschen daran
hindern, den Gebrauchswert seiner Freiheit in vollen
Zügen zu genießen. Diese Norm wird zum essenziellen
Inhalt des Sozialstaates. Neben der materiellen Gleich-
heit sind Fairness („Behandle vergleichbare Fälle
menschlicher Situationen gleich“) und Identität („Ver-
wirkliche dich ohne Zwang und Entfremdung nach ei-
genen Wünschen und kulturellen Mustern“) die zen-
tralen Elemente des heutigen Gerechtigkeitsverständ-
nisses (Nolte 2005). Während die Fairness zwischen
den parteipolitischen Positionen noch relativ unstrittig
ist, sind die materielle Gleichheit und die Identität
höchst strittig. An der Gleichheit schieden und schei-
den sich relativ scharf Sozialdemokratismus und Libe-
ralismus, während zur Identität die Positionen etwas
unklarer sind - man denke z.B. an die „Integrationsde-
batte“ im Angesicht der Auflösung der kulturellen Ho-

mogenität vieler westlicher Gesellschaften, die die
Parteien quer „schneidet“.

Sozialdemokratische Positionen stellen die materielle
Gleichheit in das Zentrum, die mit den rechtlichen und
finanziellen Ressourcen des Steuerstaates erreicht
werden soll, was seit langer Zeit eine expansive sozial-
staatliche „Umverteilungsmaschinerie“ in Gang setzte
- mit ambivalenten Effekten. Die aus ihr hervorquellen-
den sozialstaatlichen Maßnahmen beschränken zum
einen im Namen der sozialen Gerechtigkeit in Perma-
nenz die Freiheitsrechte der wirtschaftlich Stärkeren,
zu denen auch die breite „Mittelklasse“ zählt. Zum an-
deren ist das Politikversagen des expandierenden Sozi-
alstaates ausreichend nachgewiesen. Trotz expandie-
render Sozialausgaben verarmen bestimmte Gruppen
wie die working poor. Bei vielen sozialstaatlichen Maß-
nahmen sind „Mitnahmeeffekte“, die durch übermäßi-
ge Anreizwirkungen verursacht werden, dokumentiert
(z.B. bei der Sozialhilfe oder bei einzelnen Instrumen-
ten der Arbeitsmarktpolitik). Erst seit kurzer Zeit ver-
sucht der verteilende Sozialstaat mit neuen Konzepten
(etwa mit der Verbindung von „Fördern und Fordern“)
zu verhindern, dass sich ganze Leistungsempfänger-
gruppen zu sich selbst überlassenen Milieus der sozia-
len Unterschicht verfestigen, die von staatlichen
Transfers leben. Ein problemadäquater und tief grei-
fender sozialstaatlicher Strukturwandel ist in vielen
westlichen Sozialsystemen jedoch nicht erfolgt.

Das belegte Versagen des Sozialstaates benutzt man
häufig zur Rechtfertigung immer neuer Interventionen
in Markt und Gesellschaft, anstatt den heutigen Sozi-
alstaat selbst als politisches Problem zu definieren.

Zwei Ideen der sozialen Gerechtigkeit
Dem Generationenvertrag liegt eine Vorstellung von
sozialer Gerechtigkeit zugrunde, die sich mit mehreren
Einzelmerkmalen näher charakterisieren lässt (Null-
meier 2004):

1. Ergebnisgleichheit: Nachfolgende Generationen
haben das Recht, den ökonomischen Status ihrer
Vorgängergeneration zu bewahren, also nicht
schlechter als diese gestellt zu werden - was auch
als „kollektive“ Besitzstandeswahrung verstan-
den werden kann.

1 „Sozialdemokratismus“ soll im hier interessierenden Kontext eine Haltung zur sozialen Gerechtigkeit bezeichnen, die nicht nur in den erklärt
sozialdemokratischen Parteien beheimatet ist, sondern im heutigen Parteienspektrum „querbeet“ vertreten wird.
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2. Austauschgerechtigkeit: Jede Generation soll so
weit Rücklagen bilden, dass sie für sich selbst auf
kommen kann und nicht die folgenden Genera-
tionen belastet (Generationeneigenverantwor-
tung).

Im Rahmen des heutigen Systems der Altersvorsorge
werden beide Ideen nicht einmal annähernd eingehal-
ten. Es dürfte z.B. mit Blick auf die Austauschgerech-
tigkeit keine Bezuschussung der Rentenversicherung
mit staatlichen Mitteln geben, die andere als die heuti-
gen Begünstigten finanzieren.

Gerechtigkeit als soziale und nationale
Kultur
Generell basiert der Generationenvertrag auf kulturel-
len Normen der Rücksichtnahme und nicht allein auf
den genannten „strikten“ Merkmalen, die so nicht im-
mer eingehalten oder intertemporal genau kalkuliert
werden können. Ohne emotional-sozial unterlegte
Rücksichtsnahme der Generationen oder der Men-
schenüberhauptkanneineGesellschaftnichtexistieren.

Die postulierte intra- oder intergenerationale Rück-
sichtsnahme ist eine äußerst komplexe und vorausset-
zungsreiche Kulturleistung. Ihre Merkmale sind die of-
fene Gabe und Gegengabe, das wechselseitige Nehmen
und Geben der Gesellschaftsmitglieder als Ausdruck
des einander moralisch Geschuldetseins, das nicht ein-
seitig in dem Sinne sein darf, dass nur einer dem ande-
ren etwas schuldet und nicht auch umgekehrt (Höffe
2005). Zentral für die soziale Gerechtigkeit ist die
Wechselseitigkeit zwischen den Involvierten. Sie
schließt andere Formen sozialen Füreinanders wie
Barmherzigkeit oder Nächstenliebe nicht aus. Sie ba-
siert auf dem, was aus den gewollten Reziprozitätser-
wartungen der Gesellschaftsmitglieder sich zusam-
menfügt und emotional mit ihrem Gefühl der Zusam-
mengehörigkeit untermauert wird.

Im Idealfall stiften die gemeinsamen Erfahrungen von
Eltern und Kindern ein Band der Solidarität zwischen
den Generationen, das gegenseitige Hilfe in späterer
Zeit oder in herausfordernden Epochen für sie selbst-
verständlich werden lässt.

Auch Nationen stiften Wechselseitigkeit durch Ver-
bundenheit, wenn die der Nation Zugehörigen im
staatlichen Raum füreinander einstehen wollen. Sie
begreifen sich als „Schicksalsgemeinschaft“ (Ernest

Renand), die sich auf Basis einer gemeinsamen Vergan-
genheit und einem festen gemeinsamen Zukunfts-
willen konstituiert.

Mit Blick auf die Bedeutung der Nation für den Bestand
des Sozialsystems betont Peter Koslowski, dass die Ein-
wanderung ab einer bestimmten Größe die für die
nationalstaatlich organisierten Sozialsysteme existen-
ziell notwenige nationale kulturelle Basis gefährden
kann: „Wenn die Einwanderung ein gewisses Ausmaß
überschreitet, ist die ökonomische Schicksalsgemein-
schaft und Reziprozität von Generationen einer Nation
nicht mehr gegeben. Es ist dann wirkungslos an Solida-
rität zu appellieren, die durch die gemeinsame Erfah-
rung von Zusammengehörigkeit nicht gedeckt ist. In
dem Maße, in dem Deutschland ein Einwanderungs-
land wird und das Nationalbewusstsein seiner Bürger
abnimmt, erodiert die Solidaritätsbasis der auf natio-
naler und nicht auf religiöser Gemeinsamkeit beruhen-
den Sozialversicherung“. (Koslowski 2006)

Auch gesetzliche Änderungen wie die überaus strittige
sukzessive Anerkennung von gleichgeschlechtlichen
Partnerschaften können die Solidaritätsbasis in einer
Gesellschaft untergraben. In diese Richtung wäre die
pointierte Frage zu stellen: „Warum soll es zu den
staatlich durchgesetzten Solidaritätspflichten der
Kinder einer katholischen Familie gehören, die ihrer-
seits Kinder zeugen, die Rente des überlebenden
Partners einer homosexuellen Lebensgemeinschaft zu
erarbeiten?“ (Ebenda)

Reformansatz I: Gemeinwesenarbeit
für die Verbesserung der
Austauschgerechtigkeit
Strikt symmetrische finanzielle Tauschbeziehungen
zwischen den Generationen liefen wie gesagt auf einen
genau berechneten finanziellen Nullsaldo zwischen
den Generationen hinaus, was im Vergleich zu den
heute so massiv praktizierten intergenerationalen Um-
verteilungen ein Systembruch wäre, der kurzfristig
weder durch- noch umsetzbar wäre.

Ohne Systembruch könnten die Generationenbe-
ziehungen stärker an der Kategorie der äquivalenten
sozialen Leistungen ausgerichtet werden, was die
Ungleichgewichte der intergenerationalen Finanz-
beziehungen etwas mildern könnte und die Kultur der
Reziprozität in den Vordergrund stellt.
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Sozialdaten belegen, dass die Lebenserwartung der
Menschen immer größer wird, wodurch die Dauer des
Rentenalters steigt. Heute liegt das durchschnittliche
Rentenalter der Männer in Österreich im Schnitt der
Jahre 1999 bis 2004 bei annähernd 59 Jahren, was weit
unter dem OECD-Durchschnitt von 63,2 Jahren ist2.
Anzuführen ist, dass nach soziologischen Untersu-
chungen - wenn auch wenige - ältere Menschen be-
reits heute Gemeinwesenarbeit leisten.

Beides zusammengedacht mündet in die Überlegung,
die heute Älteren, die eine garantierte Rentenleistung
beziehen und ausreichend gesund sind, dahingehend
zu „fordern“, dass sie eine bestimmte Zeit pro Monat
oder im Jahr eine ihnen sozialräumlich und qualifika-
torisch angepasste lokale Gemeinwesenarbeit leisten.
Wer dazu nicht bereit ist, bekommt Abschläge von sei-
ner Pensionszahlung verrechnet, die zweckgebunden
verwendet werden, um zu den Systemkosten der Ge-
meinwesenarbeit beizutragen3.

Die erwähnte freiwillige Gemeinwesenarbeit kann nur
einen marginalen Beitrag zur Abdeckung des großen
und steigenden Bedarfs an sozialen Dienstleistungen
in städtischen oder ländlichen Räumen leisten. Im Zu-
ge der „Alterswende“ wird der Bedarf an haushaltsori-
entierten persönlichen Dienstleistungen zunehmen -
man denke an soziale Hilfestellungen für ältere Men-
schen, die zu Hause und nicht extern in teuren sozialen
Großeinrichtungen betreut werden wollen. Berufstäti-
ge Alleinerzieherinnen brauchen bedarfsorientierte
Hilfe in Form von differenzierten und flexiblen Betreu-
ungsangeboten für Klein- und Schulkinder.

Neue problemnahe soziale Hilfen können mit den heu-
te zur Verfügung stehenden Geldmitteln (etwa durch
Umverteilung) nur teilweise finanziert werden, was
neue Steuermittel erfordern würde. Die Bereitstellung
qualitätsvoller sozialer Dienstleistungen unter Mitwir-
kung rüstiger älterer Menschen wäre ein Weg, die Fi-
nanzierungsprobleme der sozialen Dienste zu ent-
schärfen. Sie erlaubt auch generationenübergreifende
Gemeinschaftserfahrungen, die eine wichtige Res-
source für das soziale Miteinander sein könnten - be-
sonders angesichts einer Gemeinschaftlichkeit, die im

Zuge von Wanderungsbewegungen, sozialer Diversifi-
zierung oder Individualisierung immer schwächer wird.

Reformansatz II: Aufnahme der
Generationenverträglichkeit politischer
Entscheidungen in die Verfassung
Der politische Umgang mit dem Kollektivgut Umwelt in
Österreich zeigte vor rund 20 Jahren, dass es möglich
ist, den Umweltschutz prinzipiell außer Streit zu stel-
len und ihn in Gestalt eines Staatszieles (1984) in der
„Verfassung“ zu normieren. Man kann aus der Verfas-
sungsnorm sogar eine moderate umweltbezogene Ge-
nerationengerechtigkeit herauslesen, soll doch die na-
türliche Umwelt als menschliche Lebensgrundlage be-
wahrt werden (§ 2). In ähnlicher Weise könnte die Ge-
nerationenverträglichkeit staatlichen Handelns in die
Verfassung der Republik Österreich aufgenommen
werden.

Es gibt eine weltweite Tendenz, dass Verfassungen und
Verfassungsentwürfe kommende Generationen ex-
pressis verbis inhibieren (Tremmel 2005). Ein Beispiel
von vielen ist die nach dem Ende der Apartheid im Jah-
re 1994 verabschiedete Verfassung Südafrikas. In der
Bundesrepublik Deutschland starteten Mitte des ver-
gangenen Jahres 36 junge Bundestagsabgeordnete ei-
ne parteiübergreifende Initiative zur Aufnahme des
Staatszieles „Generationengerechtigkeit und Nach-
haltigkeit“ in das Grundgesetz, um die Bedürfnisse der
heutigen Generation mit den Lebenschancen der zu-
künftigen Generationen zu verknüpfen. Bereits am 10.
November 2006 brachten sie einen gemeinsamen
Gesetzesentwurf in den Deutschen Bundestag ein,
gemäß dem der Staat „in seinem Handeln das Prinzip
der Nachhaltigkeit zu beachten und die Interessen
künftiger Generationen zu schützen“ habe (siehe
www.srzg.de).

Es ist juristisch möglich, die Generationenverträglich-
keit des staatlichen Handelns als Staatsziel oder sogar
als Strukturprinzip der Verfassung zu normieren, was
ihr ein höheres Gewicht geben würde. Würde man sie
als subjektives öffentliches Recht (positiv oder negativ)
ausgestalten, so wäre die Möglichkeit ihrer Einklagung
beim Staat (bzw. gegen ihn, falls erforderlich) gegeben.

2 Vgl. Viel Kritik an der Rente mit 67. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15.12.2006.
3 Umgekehrt erhält jemand eine Leistung, wenn er Gemeinwesenarbeit leistet. In diese Richtung geht die Überlegung, die Befreiung von

Stipendien an die Ableistung von Gemeinwesenarbeit zu binden.
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Dies wirft die Frage der Klagslegitimation auf. Wer
kann befugt sein, gegen die vermutete Verletzung von
Interessen der zukünftigen Generationen oder recht-
lich unmündiger Personen aufzutreten? Im Natur-
schutz sind Klagseinbringungen bei Gericht „im Namen
der Natur“ bisher an der Hürde der mangelnden Klags-
legitimation der Einbringer gescheitert. Weiterhin ist
die Frage nicht einfach zu lösen, mit welchen Beweisen
(Berechnungen) in einem Streitverfahren Verstöße ge-
gen die Generationengerechtigkeit nachgewiesen
werden müssen. Dies setzt die besonders exakte Klä-
rung des Leitbildes voraus, um weitere effektive Kon-
kretisierungen zu entwickeln.

Reformansatz III: Institutionalisierung
advokatorischer Vertreter
Eine mögliche Lösung der angeführten Vertretungs-
problematik wäre die gesetzliche Schaffung von Insti-
tutionen, die als legitimierte Sprecher „zukünftiger Ge-
nerationen“ auftreten können. Im Natur- und Umwelt-
schutz wird die Vertretung der Interessen von Natur
und Umwelt von verwaltungsnahen „Anwälten“ wahr-
genommen, die etwa Stellungnahmen im Genehmi-
gungsverfahren abgeben oder Kontakte mit umweltin-
teressierten Bürgern pflegen. Ihre Einrichtung begann
in Österreich schon Anfang der siebziger Jahre (Plesch-
berger 1988).

Zur Repräsentation des Anliegens der Generationen-
gerechtigkeit im politischen Prozess werden Einrich-
tungen wie ein Ombudsmann, eine Dritte Kammer oder
ein Zukunftsrat vorgeschlagen (Tremmel 2005). In der
Schweiz haben prominente Juristen vorgeschlagen,
Ombudsleute für die zukünftige Generation „sprechen“
zu lassen. In Ungarn wurde 2002 ein Vorschlag zur
Schaffung eines „Ombudsmannes für zukünftige Ge-
nerationen“ (wenn auch verengt auf Umweltschutzan-
liegen) im Parlament eingebracht (ebenda). In Frank-
reich gibt es seit Jahren einen „Rat für die Rechte zu-
künftiger Generationen“. Im Frühjahr 2004 wurde in
Deutschland unter aktiver Mithilfe des unabhängigen
Think-Tanks „Berlinpolis. Politik für Morgen“ ein „Inno-
vationsrat für die nächste Generation“ mit dem Ziel ge-
gründet, für die nächste Generation wichtige Refor-
men im Bereich Bildung und Innovation voranzubrin-
gen4. Die Vertretungseinrichtungen sollen dem Gesetz-

geber Anstöße geben und das staatliche Handeln kon-
trollieren. Mit Blick auf die Kontrollfunktion hat die is-
raelische Knesset im Jahre 2001 einen ständigen Aus-
schuss mit der Bezeichnung „Commission for Future
Generations“ geschaffen, der die Aufgabe hat, die Ge-
nerationenverträglichkeit der gesetzgeberischen Ini-
tiativen zu prüfen. Der Ausschuss ist auch befugt,
selbst Gesetzesanträge einzubringen. Durch Verfas-
sungsänderung richtete das finnische Parlament im
März 2000 einen ständigen Zukunftsausschuss ein, der
sich mit allen ihm wichtig erscheinenden Zukunftsfra-
gen des Landes beschäftigen kann; dazu zählen u.a. die
Klimapolitik, die Nutzung natürlicher Ressourcen oder
demografische Fragen.

Reformansatz IV: Einführung
intergenerationaler Budgetrestriktionen
Das Postulat der Ergebnisgerechtigkeit (siehe oben)
impliziert prinzipiell, dass bei den staatlichen Transfers
für eine Generation keine Lasten oder Überschüsse hin-
terlassen werden.

Da die große Mehrheit der wohlfahrtsstaatlichen Maß-
nahmen finanzielle Folgen nach sich zieht, die meis-
tens wiederum erst in der näheren oder ferneren Zu-
kunft schlagend werden, ist die Prüfung der finanziel-
len Generationenverträglichkeit von großer Wichtig-
keit.

In diese Richtung gehen ambitionierte Initiativen der
bundesdeutschen CDU. Auf dem Leipziger „Reformpar-
teitag“ der CDU am 1./2. Dezember 2003 brachte die
Junge Union der CDU einen Antrag für eine „Initiative
für mehr Generationengerechtigkeit in der Politik“ ein.
Der Antrag versucht, das Ziel „finanzielle Generatio-
nenverträglichkeit“ zu definieren, was mit Hilfe von
zwei definierenden Merkmalen versucht wird. Ein defi-
nierendes Merkmal des Begriffes ist die Verstetigung
staatlicher Leistungen und Gegenleistungen über die
Generationen hinweg. Das zweite Merkmal lautet:
„Künftige Generationen müssen bei gleicher Abgaben-
und Steuerlast dieselben Leistungen von der staatli-
chen Gemeinschaft erhalten wie die heute lebenden
Generationen. Die Leistungen müssen absehbar und
zuverlässig sein.“ Zielperspektive ist demnach die Er-
gebnisgerechtigkeit. Im praktischen Teil des Antrages
wird eine „Generationenverträglichkeitsprüfung“ zur

4 Näheres unter <www.berlinpolis.de>.
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Überprüfung der gesamtwirtschaftlichen Folgen von
Bundesgesetzen vorgeschlagen. Kurze Zeit nach dem
„Reformparteitag“ brachte die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion im Bundestag einen Antrag zur „Einrichtung
eines Zukunftsausschusses“ ein, der u.a. ein „Zugriffs-
recht“ auf sämtliche Gesetzesvorhaben des Bundesta-
ges haben soll (Drucksache 15/2387 vom 27.1.2004). In
dieser Kompetenz gibt er Stellungnahmen über die
Auswirkungen einer Maßnahme auf die Generationen-
gerechtigkeit ab, und er kann eine „umfassendere Ge-
nerationenverträglichkeitsprüfung“ einer geplanten
Maßnahme mit besonderer fiskalpolitischer Relevanz
vornehmen. Mit beiden Instrumenten soll vermieden
werden, was heute politische Praxis ist, dass nämlich
Maßnahmen auf längere Sicht „immer einschneiden-
dere Reformen nach sich ziehen“5.

Zur näheren Umsetzung der finanziellen Genera-
tionenverträglichkeit gibt es in Österreich interessante
Anknüpfungspunkte (Pleschberger 2003). Seit länge-
rem müssen im Rahmen des so genannten Konsul-
tationsmechanismus die zu erwartenden finanziellen
Folgen der von Bund und Länder beschlossenen gesetz-
lichen Maßnahmen ausführlich dargestellt werden.
Die finanziellen Folgen ihrer Maßnahmen dürfen Bund
und Länder weder einander gegenseitig noch dem drit-
ten „Finanzpartner“, den Gemeinden, anlasten. Trifft
nun etwa, was häufig vorkommt, ein Bundesland eine
seine Gemeinden finanziell belastende sozialpolitische
Entscheidung, so können die Gemeinden die Einberu-
fung eines gemeinsamen Konsultationsrates verlan-
gen, in dem die Entscheidung verhandelt werden muss,
um über die von den Gemeinden befürchteten und
nachzuweisenden zusätzlichen Belastungen eine ein-
vernehmliche Lösung zu finden. Kommt kein Konsens
zustande, muss die geplante Maßnahme zurückgezo-
gen werden, außer die „bestellende“ Körperschaft trägt
grundsätzlich die Mehrkosten selbst.

Das Veto-Prinzip, das die „Finanzpartner“ im Verhältnis
zueinander zulassen, wäre ein interessanter Gedan-
kenanstoß für die Sicherung der finanziellen Genera-
tionengerechtigkeit politischer Entscheidungen im
Verhältnis zwischen jüngerer und älterer Generation.

Abschließende Gedanken zur politischen
Umsetzung
Unterstellt sei, dass die Last der Propagierung und
Durchsetzung von Maßnahmen der Generationen-
gerechtigkeit bei den heute Jüngeren liegt, weil die
Älteren keinen kurzfristigen Nutzen aus Maßnahmen
erwarten, die die heutigen Generationenbeziehungen
zu korrigieren versuchen. Die Älteren werden mit Recht
Verluste in verschiedenen Bereichen befürchten.
Welche politischen Faktoren müssen grundsätzlich
bedacht werden, damit sich im demokratischen Ver-
fassungsstaat eine die Generationengerechtigkeit
beachtende Maßnahme oder Entscheidung durch-
setzen kann?

Im modernen Verfassungsstaat gibt es keine positiven
Rechte, die Personengruppen wie den Jüngeren exklu-
siv zuteil werden könnten, sondern es sind in das Sys-
tem der politischen Willensbildung „eingelassene“ in-
stitutionelle Mechanismen, die entscheiden, ob Be-
dürfnisse überhaupt erfolgreich artikuliert und durch-
gesetzt werden können oder nicht.

Alle Akteure richten ihre Handlungen prinzipiell an Ei-
gen- oder Gemeinwohlinteressen oder an Mischfor-
men derselben aus. Das Handeln sozialer oder politi-
scher Akteure wird von „Logiken“ gesteuert, deren
praktische Relevanz sich im aktuellen situativen Kon-
text ihrer Handlungen ergibt, womit wahrgenommene
Rahmenbedingungen ebenfalls das jeweilige „Hand-
lungsprogramm“ entscheidend beeinflussen.

Im Rahmen der Neuen Politischen Ökonomie werden
politische Akteure (Politiker, Bürokraten und Wähler)
als eigennützige politische Akteure modelliert, die
nach einer Kosten-Nutzen-Abwägung diejenige Hand-
lung auswählen, die ihnen den größten politischen
Nutzen (Akzeptanz, Wählerstimmen o.ä.) verspricht,
wobei immer Erwartungen, Optionen u.ä. interpretiert
und „ausgetauscht“ werden, nie „reale Leistungen“ (für
viele Priddat 2005).

Demzufolge beurteilen Politiker eine Handlung bevor-
zugt in Hinblick auf ihre vermuteten aktuellen Wieder-
wahlchancen, also in einem kurzen Zeithorizont. Dies
führt dazu,

5 Der Antrag von CDU/CSU wurde am 30. Jänner 2004 von der Mehrheit des Deutschen Bundestages zugunsten eines konkurrierenden Antra-
ges von SPD und Grünen abgelehnt, der die Einrichtung eines parlamentarischen Beirates für nachhaltige Entwicklung vorsah.
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• dass Maßnahmen mit einem kurzfristigen
Nutzen für die Wähler bevorzugt werden,

• dass Belastungen für die Wähler möglichst
vermieden bzw. solche Belastungen präferiert
werden, die sich verzögert (etwa nach der näch-
sten Wahl) oder längerfristig bei späteren Ge-
nerationen auswirken, und

• dass langfristige Ziele nur dann eingenommen
werden, wenn Politiker glauben, mit ihnen ihre
Wiederwahl sichern zu können, wenn sie also
einen Gewinn versprechen.

Im politökonomischen Szenario ergibt sich die kleine
Chance, dass jüngere Politiker der Verführung der
wachsenden Kreditfinanzierung des staatlichen Bud-
gets nicht erliegen bzw. für ein generationengerechtes
finanzielles Staatshandeln eintreten, sofern sie im
Rahmen ihrer erwarteten Politikerkarriere die Kosten
ihres aktuellen finanzpolitischen Handelns nicht mehr
auf die nächste Generation abwälzen können (Boett-
cher/Tremmel 2005, S. 41). Vor diesem Hintergrund
kann ein Gegensatz zwischen „jüngeren und voraus-
schauenden“ und „gegenwartsorientierten“ Politikern
entstehen (ebenda S. 42).

Mit Blick auf den Wähler ist grundsätzlich anzuneh-
men, dass die Wähler individuell keinen großen Anreiz
sehen, an einer Wahl teilzunehmen, weil sie erwarten,
dass ihre individuelle Stimmabgabe keinen messbaren
Einfluss auf den Ausgang einer Wahl haben wird - bzw.
weil ihnen der persönliche Verlust durch die Nichtbe-
teiligung an einer Wahl nicht bekannt ist. Als rationale
Individuen werden sie demzufolge weder viel Zeit noch
viel Geld (z.B. für Informationsbeschaffung) „investie-
ren“ wollen, um eine auch nur annähernd rationale
Wahlentscheidung zu treffen.

Mit Blick auf ältere Wähler ist einerseits zu berücksich-
tigen, dass ihre Anzahl steigt. Andererseits orientieren
sich ältere Wähler, die zunehmend in kinderlosen Ein-
zelhaushalten leben, angesichts ihrer Lebenssituation
verstärkt an sozialen Gegenwartspräferenzen, was
auch ihr Wahlverhalten entsprechend beeinflusst. Ab-
schwächend wirkt sich aus, dass ältere Wähler ihre
Wahlentscheidung auch an symbolischen Werten (wie
„Treue“ zu einer Partei) ausrichten, was sie veranlassen
kann, ihre Stimme auch dann einer Partei zu geben,
wenn deren Politik sich nicht oder nur teilweise an ih-
ren Gegenwartspräferenzen ausrichtet.

Bei jungen Wählern ist die Bedeutung des „Treuemo-
tivs“ im Schnitt deutlich geringer, dafür ist ihre Bereit-
schaft größer, für ihre Wahlentscheidung Informatio-
nen heranzuziehen, weil ihr steigendes Bildungsniveau
sie dazu befähigt, mit komplexen und abstrakten Infor-
mationsangeboten besser umzugehen. Insofern be-
steht die Chance, dass bei ihnen das nicht einfach zu
verstehende Anliegen der Generationengerechtigkeit
auf fruchtbaren Boden fällt, sofern es ihnen von den
wahlwerbenden Parteipolitikern „angeboten“ wird.

Ergänzend braucht die Verwirklichung des großen Zie-
les Generationengerechtigkeit nach den Spielregeln
der heutigen hochpersonalisierten Mediendemokratie
Politiker, die es persönlich glaubwürdig vertreten und
mit Leadership im politischen Prozess durchzusetzen
versuchen.
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Alle Länder mit einem Pensionssystem im Umlagever-
fahren kämpfen mit demselben Problem: Das Verhält-
nis der Erwerbstätigen im Vergleich zu den Pensionis-
ten (Leistungsempfängern) verschlechtert sich auf-
grund der demografischen Entwicklung. Wir werden
älter und bei konstantem Pensionsantrittsalter steigt
die Pensionsbezugsdauer. Die öffentlichen Diskussio-
nen über Reformen der Altersvorsorge sind daher nicht
auf Österreich beschränkt. Auch beim Zeitpunkt der
Reformen der Pensionsversicherung liegen wir im in-
ternationalen Trend. Leistungskürzungen in Form von
niedrigeren Pensionen oder einer geringeren Pensions-
bezugsdauer (durch Anhebung des Pensionsantrittsal-
ters) sind wesentliche Maßnahmen zur notwendigen
Finanzierung der Altersvorsorge, die in ihrer politi-
schen Umsetzung immer wieder verzögert werden.

Drei Pensionsreformen in Österreich in vier Jahren
(2000, 2003 und 2004) haben das Vertrauen in die ge-
setzliche Altersvorsorge nicht gerade gestärkt. Der Ge-
setzgeber hat die notwendigen Maßnahmen in den
neunziger Jahren immer wieder aufgeschoben und
musste daher in den letzten Jahren umso stärker in das
Pensionssystem eingreifen. Da aufgrund des Vertrau-
ensschutzes kurzfristige Maßnahmen in der gesetzli-
chen Pensionsversicherung nur bedingt zulässig sind,
treffen die „Verspätungen“ der Pensionsreformen
größtenteils die jüngeren Generationen. Ein Ausweg
aus dieser demokratiepolitischen Falle wäre ein Auto-
matismus, bestimmte Pfeiler einer Altersvorsorge re-
gelmäßig entsprechend der demografischen Entwick-
lung anzupassen. Eine regelmäßige Wartung des Pen-
sionssystems verhindert kurzfristige Schnellschüsse
der Politik und sichert eine nachhaltige Finanzierung,
die einen wesentlichen Beitrag zur Generationenge-
rechtigkeit liefert.

1. Die Pensionsreformen vor 2003
Das Ziel des Pensionssystems bei der Einführung des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG) im
Jahre 1955 war, dass jeder Versicherte bei entspre-
chend langer Versicherungsdauer jenen Lebensstan-
dard aufrecht erhalten kann, den er in den letzten fünf
Jahren vor der Pensionierung gehabt hat. Je nach den
Einkünften der letzten fünf Jahre war die Pension hoch
oder niedrig. Wie viel der Versicherte in den Jahrzehn-
ten vorher an Beiträgen entrichtet hatte, spielte keine
Rolle. Dieses System erwies sich schon in den achtziger
Jahren als nicht mehr finanzierbar, und so erhöhte man
die Durchrechnung des Einkommens zunächst auf
zehn und später auf 15 Jahre. Die Sicherung des Le-
bensstandards stand nach wie vor im Vordergrund, Bei-
tragsgerechtigkeit war kein Thema.

Die Pensionsreformen bis 2003 - in jeder Legislaturpe-
riode der letzten beiden Jahrzehnten gab es zumindest
eine - hatten eine Gemeinsamkeit: Es fehlte ihnen die
Nachhaltigkeit. Kleinere Modifikationen verhinderten
jeweils für die nächsten Jahre das Ausufern des Bun-
deszuschusses zur Pensionsversicherung und/oder es
wurden die Dienstgeberbeiträge zur Unfallversiche-
rung in den Ausgleichsfonds der Pensionsversicherung
verschoben1.

1.1 Die Pensionsreform 2000
Die Pensionsreform 2000 leitete erste wichtige Maß-
nahmen zur Sicherung der gesetzlichen Altersvorsorge
ein. Neben der Anhebung des Pensionsantrittsalters
um 18 Monate und der Erhöhung der Abschläge bei
vorzeitigem Pensionsantritt wurden vor allem Grund-
lagen für eine langfristige Reform gelegt. Die neu ge-
schaffene Kommission zur langfristigen Pensionssi-
cherung erhielt den gesetzlichen Auftrag, nicht nur
jährlich ein Gutachten über die voraussichtliche Geba-
rung der Pensionsversicherung für die jeweils nächst-
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1 Auf diese Weise wurden 800 Mio. Euro an Dienstgeberbeiträgen zur Finanzierung der Pensionsversicherung von 1964 bis 2000 verwendet!



2 Die Altenbelastungsquote misst das Verhältnis der beitragsleistenden Erwerbstätigen zu den Leistungsempfängern.

folgenden fünf Jahre zu erstellen, sondern auch alle
drei Jahre, erstmals im Jahr 2002, einen Bericht über
die langfristige Entwicklung der gesetzlichen Pensi-
onsversicherung vorzulegen.

1.2 Der Bericht der Kommission zur
langfristigen Pensionssicherung 2002

Im Mai 2002 legte die Kommission zur langfristigen
Pensionssicherung ein Gutachten über die langfristige
Entwicklung der gesetzlichen Pensionsversicherung in
den Jahren 2001 bis 2050 vor, das mehrere Entwick-
lungsszenarien enthielt. Zugrunde gelegt wurden da-
bei drei Prognosevarianten der Statistik Austria über
die Bevölkerungsentwicklung, die eindeutig erkennen
lassen, dass es in den kommenden fünf Jahrzehnten so
gut wie keine demografische Atempause gibt. Die
Kommission hielt fest, dass die Altenbelastungsquote2

schon bis zum Jahr 2015 kontinuierlich ansteigt, der
steile Anstieg jedoch erst in den Jahren 2015 bis 2035
erfolgt. In diesem Zeitraum, in dem wegen verfas-
sungsrechtlicher Regelungen mit einer der wichtigsten
pensionsrechtlichen Maßnahmen, nämlich mit der An-
gleichung des gesetzlichen Pensionsantrittsalters der
Frauen an jenes der Männer, noch gar nicht begonnen
werden kann, verdoppelt sich die gegenwärtige Alten-
belastungsquote.

Die Kommission arbeitete weiters drei Szenarien über
die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung aus, die alle
einen Anstieg der Erwerbsquote annahmen. Dabei
wurden ein Anstieg der Gesamterwerbsquote (15- bis
64-jährige) von 67 % im Jahr 2000 auf 72 % bis 84 %
im Jahr 2050 und ein Anstieg der Erwerbsbeteiligung
älterer Personen (55- bis 64-Jährige) von 26 % auf
43 % bis 74 % angenommen. Das Szenario mit den ho-
hen Werten basiert auf den Beschäftigungszielen, die
auf dem Europäischen Gipfel in Barcelona beschlossen
wurden (Barcelona-Szenario). Der Kommissionsbe-
richt zeigt, dass die Gesamtaufwendungen für die Pen-
sionsversicherung von derzeit etwa 10,5 % des Brutto-
inlandsproduktes bis zum Jahr 2050 je nach Szenario
auf 14,2 % bis 16,8 % und selbst beim Barcelona-Sze-
nario auf 12,8 % ansteigen würden. Alle Szenarien
zeigten, dass der Anstieg bis 2015 stetig aber langsam,
in der Phase 2015 bis 2035/2040 jedoch deutlich und
beschleunigt erfolgen und sich erst in der letzten Pha-
se bis 2050 eine Entlastung einstellen wird.

Die Szenarien ließen auch keinen Zweifel daran, dass
die Hauptprobleme der Zukunft durch die wünschens-
werte Erhöhung der Lebenserwartung und die Verän-
derungen im Bevölkerungsaufbau verursacht werden.
Die Konsequenzen werden vor allem an der Entwick-
lung des sogenannten impliziten Beitragssatzes, das ist
jener Beitragssatz, der erforderlich wäre, würde die
Pensionsversicherung zur Gänze, also unter Einschluss
des Staatszuschusses, durch Beiträge finanziert, deut-
lich: Er betrug im Jahr 2000 schon 31,3 % und würde
bei mittlerer Erwerbsbeteiligung bis zum Jahr 2035 auf
40,7 % und bei niedriger Erwerbsbeteiligung bis zum
Jahr 2040 auf 44,4 % ansteigen. Selbst nach dem Bar-
celona-Szenario würde er sich bis zum Jahr 2035 auf
36,7 % erhöhen.

Die Kommission machte zudem darauf aufmerksam,
dass alle Szenarien eine Anhebung der Erwerbsbeteili-
gung bei den älteren Arbeitnehmern voraussetzen.
Diese Anstiege ließen sich aber nur dann tatsächlich
erwarten, wenn in den kommenden Jahren zusätzliche
Maßnahmen auf dem Gebiet der Beschäftigungspolitik
und im Pensionsrecht ergriffen werden und sich zudem
das Verhalten der Erwerbstätigen und ihrer Dienstge-
ber signifikant verändert. Selbst das unter allen An-
nahmen optimistischste und daher unrealistischste
Szenario, nämlich das Barcelona-Szenario, führe zu ei-
nem erhöhten Finanzierungsaufwand. Die Kommission
kam daher zu der ernüchternden Schlussfolgerung:
„Mit einer Erhöhung der Erwerbsbeteiligung allein
kann die Sicherstellung der Finanzierung nicht erfolgen.“

Die Kommission hat daher eine Reihe von Vorschlägen
ausgearbeitet, wie das Pensionsversicherungsrecht
weiterentwickelt werden kann, um das Stabilitätsziel
erreichen zu können. Diese Vorschläge wurden in der
Pensionsreformkommission weiterentwickelt und in
der Pensionsreform 2003 größtenteils umgesetzt.

2. Von der Pensionsreform 2003 zur
Pensionsharmonisierung

Die Pensionsreform 2003 kam um einige Jahre zu spät,
lange Übergangsfristen, wie dies bei Reformen der Al-
terssicherung grundsätzlich wünschenswert wäre,
waren daher nicht mehr möglich. Bereits in der Studie
des Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen im Jahr
1991(!) wurde auf die zukünftigen Finanzierungspro-
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bleme in der österreichischen Altersvorsorge hinge-
wiesen. Der Gesetzgeber des Jahres 2003 musste somit
die Versäumnisse der letzten Jahre aufholen.

2.1 Der Bericht der
Pensionsreformkommission

Die Situation vor der Pensionsreform 2003 war drama-
tisch. Rasches Handeln war das Gebot der Stunde, wie
dies auch im Bericht der Pensionsreformkommission
zum Ausdruck kam: „Die Kommission vertritt ... die Auf-
fassung, dass die nötigen gesetzgeberischen Reform-
schritte zur Stabilisierung des Pensionssystems so
rasch wie möglich gesetzt werden müssen. Die Dring-
lichkeit zeigt sich nicht zuletzt darin, dass der Bundes-
zuschuss zur Pensionsversicherung bei noch durchaus
günstiger demografischer Entwicklung im Jahr 2007
gegenüber dem Jahr 2001 um mehr als 50 % angeho-
ben werden müsste, wenn der Beitragssatz unverän-
dert bleibt. Die Langfristszenarien lassen keinen Zwei-
fel daran, dass der nach 2007 kontinuierlich zu erwar-
tende Anstieg der Belastungsquote den Finanzierungs-
bedarf weiter sprunghaft erhöhen wird. Diese Entwick-
lungen sind klar vorhersehbar. Nur durch sein rasches
Tätigwerden kann der Gesetzgeber zwischen der Be-
schlussfassung über die erforderlichen Reformen und
ihrem Wirksamwerden jenen ausreichend langen Zeit-
raum schaffen, in dem sich die Versicherten rechtzeitig
auf die kommende Rechtslage einstellen können.“3

2.2 Die Pensionssicherungsreform 2003

Am 11. Juni 2003 wurde im Nationalrat im Rahmen des
Budgetbegleitgesetzes 2003 die Pensionsreform 20034

beschlossen. Die Eckpfeiler der Reform waren die Ab-
schaffung der Frühpensionen5, die Verlängerung der
Durchrechnung, die Reduzierung der Steigerungs-
punkte - um das Ziel mit 65 Jahren bei 45 Beitragsjah-
ren 80 % des durchschnittlichen Lebenseinkommens
als Pension zu erreichen -, Verbesserungen bei Kinder-
erziehungszeiten und Veränderungen bei der Pensions-
anpassung in den Jahren 2004 und 2005. Durch die
Pensionsreform wurde längeres Arbeiten belohnt, die
Pensionsberechnung wurde grundsätzlich versiche-
rungsmathematisch fairer gestaltet und die Leistungs-

kürzungen waren eine erste wichtige Maßnahme zur
nachhaltigen Sicherung der zukünftigen Finanzierbar-
keit der Altersvorsorge. Der international vergleichs-
weise so niedrigen Erwerbsquote der älteren Arbeit-
nehmer wurde mit der Abschaffung der Frühpensionen
und arbeitsmarktpolitischen Begleitmaßnahmen aktiv
begegnet.

Die Pensionsreform wurde in der öffentlichen Diskussi-
on aus unterschiedlichen Richtungen kritisiert. Arbeit-
nehmervertretungen sahen die Pensionskürzung um
10 %6 als zu hoch an und wehrten sich grundsätzlich
gegen die Abschaffung der Frühpensionen, während
auf der anderen Seite Pensionsexperten die Reform als
zu wenig weit gehend betrachteten. Erstmals wurde
durch eine Pensionsreform die nachhaltige Finanzier-
barkeit der Altersvorsorge sichergestellt, anders als bei
den vorangehenden Reformen passt also die Bezeich-
nung Pensionssicherungsreform. In den langfristigen
Berechnungen bis 2050 konnte der Pensionsaufwand
im Vergleich zur Rechtslage vor 2003 signifikant ge-
senkt werden. Die finanziellen Erläuterungen zum Pen-
sionshamonisierungsgesetz 2004 belegen dies.

Die Pensionsreform 2003 hat aber noch einige Pro-
blembereiche offen gelassen bzw. nur unzureichend
gelöst. Die Verlustdeckelung von 10 % war zweifelsoh-
ne eine wichtige soziale Abfederung, sie ist aber versi-
cherungsmathematisch unfair und kontraproduktiv
bei der Förderung einer Belohnung längerer Erwerbstä-
tigkeit. Weiters blieb das unterschiedliche Pensionsan-
trittsalter zwischen Männern und Frauen. Die Anglei-
chung des unterschiedlichen Pensionsantrittsalters ist
durch das Bundesverfassungsgesetz über unterschied-
liche Altersgrenzen bis auf das Jahr 2033(!) aufgescho-
ben. Auch durch die Pensionsreform 2003 kam es nicht
zu einer - übrigens europarechtlich längst überfälligen -
Beschleunigung der Angleichung.

2.3 Die Verhandlungen zur
Pensionsharmonisierung

Gleichzeitig mit der Pensionssicherungsreform 2003
wurde im Nationalrat am 11. Juni 2003 mit einem Ent-
schließungsantrag die zweite Etappe der Pensionsre-

3 Bericht der Pensionsreformkommission, Zusammenfassung Seite 17.
4 Vgl. dazu u.a.: Höfle, Pensionsreform kompakt, ASoK Sonderheft 7/2003; Neumann, Die Pensionsreform, ASoK 7/2003; Jungwirth/Risak/

Schrank, Pensionsreform 2003/Altersteilzeit aktuell, 2003.
5 Die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer, die vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit und die Gleitpension.
6 Die Arbeiterkammer argumentiert in der öffentlichen Diskussion immer mit 12 %, weil sie die verspätete Anpassung auch noch miteinrechnet.
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form, die Harmonisierung aller Pensionssysteme und
die Einführung eines individuellen Pensionskontos ein-
geläutet. Bereits im Juni wurden zwischen den Sozial-
partnern und der Bundesregierung Verhandlungen zur
Pensionshamonisierung aufgenommen.

Nach 22 politischen Verhandlungsrunden der Bundes-
regierung mit den Präsidenten der Sozialpartner, so ge-
nannten „Runden Tischen zur Pensionsreform“, und
über 70 Expertenrunden wurde am 12. Juli 2004 das
Modell der Bundesregierung zur Harmonisierung der
Pensionen7 der Öffentlichkeit präsentiert. Einen Tag
zuvor sind die Verhandlungen mit Teilen der Sozial-
partner gescheitert. Obwohl in fast allen Punkten be-
reits eine Einigung erzielt worden ist, konnten die Inte-
ressensvertretungen der Arbeitnehmer (AK und ÖGB)
das Gesamtpaket nicht mittragen. Gescheitert sind die
Verhandlungen an den Abschlägen im Pensionskorri-
dor, wo AK und ÖGB für eine unterschiedliche Regelung
bei Frauen und Männern eintraten.

3. Die Pensionsharmonisierung
Mögen die Bewertungen über die Pensionsharmonisie-
rung auch noch so unterschiedlich ausfallen, über ei-
nes sind sich alle Experten einig: Die Komplexität des
Pensionsrechts hat zugenommen8.

Der wesentlichste Punkt des neuen, harmonisierten
Pensionsmodells ist eine faire und gerechte Pensions-
berechnung für alle. Jeder Euro, der an Beiträgen auf
das individuelle Pensionskonto einbezahlt wird, wird
staatlich garantiert und entsprechend aufgewertet
auch wieder an die Versicherten ausbezahlt.

Für alle über 55-jährigen gilt das bisherige Pensions-
recht, für alle unter 55-jährigen erfolgt der Übergang
vom bestehenden in das harmonisierte Pensionsrecht
mittels Parallelrechnung. Der Grundsatz aus der Pensi-
onsreform 2003 wurde bestätigt: Nach 45 Beitragsjah-
ren soll für alle Erwerbstätigen im Alter von 65 Jahren
eine Pension in der Höhe von 80 Prozent des Lebens-
durchschnittseinkommens erzielt werden.

Die Pensionen werden grundsätzlich mit der Inflati-
onsrate (VPI) des jeweils letzten Jahres angepasst. Ab-
weichend davon werden für die Kalenderjahre 2006 bis

2008 nur jene Pensionen, die den Betrag der halben
Höchstbeitragsgrundlage nicht überschreiten, mit
dem VPI angepasst. Alle Pensionen, die die halbe
Höchstbeitragsgrundlage überschreiten, werden mit
einem Fixbetrag erhöht. Ab 2009 erfolgt die Anpassung
aller Pensionen mit der vollen Entwicklung des Ver-
braucherpreisindexes.

Landes- und Gemeindebeamte sind vom Pensionshar-
monisierungsgesetz nicht betroffen, wobei es den Län-
dern natürlich offensteht die Regelung des Bundes
nachzubilden. Der Bund könnte auch im Rahmen einer
Art. 15a-Vereinbarung die Länder in die Pflicht neh-
men. Theoretisch denkbar wäre auch eine Verfassungs-
änderung, die zu einer Anwendung des neuen einheit-
lichen Pensionssystems für die Länder führt. Ziviltech-
niker und Rechtsanwälte sind die einzigen Berufsgrup-
pen, die in keinem öffentlichen Pensionssystem inte-
griert sind. Beide sind im Rahmen eines Wohlfahrts-
fonds ihrer Kammern pensionsversichert. Es bleibt ab-
zuwarten, ob diese Berufsgruppen zukünftig auch in
das einheitliche Pensionssystem integriert werden. Be-
stimmte Sonderregelungen gibt es noch in der Knapp-
schaftlichen Pensionsversicherung, für Notare und für
Personen, die dem Nachtschwerarbeitsgesetz (NSchG)
unterliegen. Sieht man von diesen Gruppen ab, so hat
das Pensionsharmonisierungsgesetz die Vereinheitli-
chung der Pensionssysteme für alle Berufsgruppen rea-
lisiert.

4. Der Nachhaltigkeitsfaktor im
Pensionsharmonisierungsgesetz

Zur Sicherung der mittelfristigen Finanzierbarkeit des
Leistungsziels (Pensionshöhe mit 65 ist 80 % des
durchschnittlichen Lebenseinkommens nach 45 Bei-
tragsjahren) wurde durch das Pensionsharmonisie-
rungsgesetz ein Nachhaltigkeitsfaktor eingeführt. Die-
ser soll Veränderungen und damit verbundene Auswir-
kungen einerseits bei der Lebenserwartung und ande-
rerseits bei sonstigen demografischen Parametern so-
wie wirtschaftlichen Entwicklungen berücksichtigen.

Ausgangsbasis für den Einbau eines Nachhaltigkeits-
faktors (oder hier besser: Lebenserwartungsfaktors)

7 Die Eckpunkte zur Pensionsharmonisierung in: Kaszanits, Neues aus der Gesetzgebung, ASoK 8/2004.
8 Vgl. zur Pensionsharmonisierung u.a.: Pinggera/Pöltner/Stefanits, Das neue Pensionsrecht, 2005; Höfle, Pensionsharmonisierungsgesetz,

ASoK Sonderheft 11/2004; Neumann, Die Harmonisierung der Pensionssysteme, ASoK 10/2004.
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bildet die jährlich durchschnittliche periodenbezogene
Lebenserwartung zum Alter 65. Für diese Kenngröße
soll bis zum Jahr 2050 ein Sollpfad angenommen wer-
den, der dem mittleren Szenario der Entwicklung der
Lebenserwartung zum Alter 65 der Statistik Austria
entspricht9. Verlängert sich beispielsweise die Restle-
benserwartung im Vergleich zur Prognose der Statistik
Austria, so entsteht aufgrund der längeren Pensionsbe-
zugsdauer ein höherer Pensionsaufwand; dieser soll
dann mit gleicher finanzieller Auswirkung einnahmen-
seitig beim Beitragssatz und beim Bundesbeitrag so-
wie leistungsseitig bei den Steigerungspunkten (Pensi-
onshöhe), beim Antrittsalter und bei der Pensionsan-
passung ausgeglichen werden10.

Verändern sich andere Faktoren der Bevölkerungsent-
wicklung (wie Fertilitätsrate oder Zuwanderung) bzw.
der Wirtschaft (wie Erwerbsquote oder Produktivität)
im Vergleich zum jetzt vom Sozialministerium erstell-
ten Langfristszenario11, so soll der daraus resultierende
Mehraufwand in gleicher Weise wie bei der Lebenser-
wartung durch die oben bereits angeführten fünf Para-
meter ausgeglichen werden12.

Damit würde ein sich selbst regulierendes Pensionssys-
tem auf evolutionärer Basis realisiert werden. Demo-
grafische Veränderungen könnten von der Politik nicht
aufgeschoben werden und plötzliche drastische Ein-
schnitte ins System, die sich durch jahrelange Ver-
säumnisse der Politik aufgestaut haben, würden der
Vergangenheit angehören. Dieser von der Wirtschafts-
kammer eingebrachte Vorschlag wurde jedoch im Pen-
sionsharmonisierungsgesetz noch modifiziert: Der
Nachhaltigkeitsfaktor soll nicht automatisch wirksam,
sondern nur im Rahmen eines Expertenberichts dem
Nationalrat vorgelegt werden. Eine Umsetzung des Ge-
setzgebers ist daher nicht mehr gesichert.

Die Kommission zur langfristigen Pensionssicherung
(§ 108e ASVG) hat alle drei Jahre in einem Bericht die
Abweichungen zu den demografischen und wirt-
schaftlichen Annahmen (Anlagen 1 und 2 des APG)
festzustellen und dem Bundesminister für soziale Si-

cherheit, Generationen und Konsumentenschutz
(BMSGK) vorzuschlagen, wie der aus den Abweichun-
gen resultierende höhere Pensionsaufwand durch
nachhaltige Reformmaßnahmen gleichmäßig auf die
Parameter Beitragssatz, Bundesbeitrag, Steigerungs-
punkte, Antrittsalter und Pensionsanpassung verteilt
(unter Bedachtnahme auf deren unterschiedliche zeit-
liche Wirkungsweise) ausgeglichen werden kann. Der
Sozialminister hat dann an die Bundesregierung zu be-
richten, die wiederum dem Nationalrat einen „Bericht
über die finanzielle Lage des Pensionssystems und die
zu seiner Sicherung dienenden Maßnahmen“ vorzule-
gen hat.

5. Der Nachhaltigkeitsfaktor im
Regierungsprogramm 2007

Im Regierungsprogramm 2007 (XXIII. Gesetzgebungs-
periode) ist festgelegt, dass auf die ursprünglich von
der Wirtschaftskammer Österreich vorgeschlagene
Idee eines automatischen Nachhaltigkeitsfaktors zu-
rückgegriffen werden soll: „Die Verhandlungspartner
kommen überein, dass der bestehende Nachhaltig-
keitsfaktor in Richtung einer Pensionsautomatik mit
Wirksamwerdung ab 2010 abgeändert wird. Verände-
rungen der Lebenserwartung führen automatisch zur
Aktivierung des Nachhaltigkeitsfaktors.“13

Kurzfristig plant die derzeitige Bundesregierung je-
doch genau das Gegenteil: Im Sozialrechtsänderungs-
gesetz 2007 ist vorgesehen, dass der erstmals für 2007
zu erstattende Bericht an den Nationalrat entfallen
soll14. Nach § 108e Abs. 9 Z. 3 ASVG hätte die Kommis-
sion zur langfristigen Pensionssicherung erstmals im
Jahr 2007 einen Bericht über die langfristige Entwick-
lung und Finanzierbarkeit der gesetzlichen Pensions-
versicherung bis zum Jahr 2050 zu erstatten, danach
folgend in einem Drei-Jahres-Rhythmus. Der Bericht
der Kommission bildet die Grundlage für den nach
§ 79a Abs. 2 ASVG der Bundesregierung vorzulegenden
Bericht über die langfristige Finanzierung der Pensi-
onsversicherung. Im Begutachtungsentwurf des Sozi-
alministeriums vom 15. Februar 2007 wird nun der

9 Anlage 1 des Allgemeinen Pensionsgesetzes (APG).
10 § 79a Abs. 2 Z. 1 iVm § 108e Abs. 9 Z. 4 ASVG.
11 Anlage 2 des APG.
12 § 79a Abs. 2 Z. 2 iVm § 108e Abs. 9 Z. 5 ASVG.
13 Regierungsprogramm der XXIII. Gesetzgebungsperiode, Seite 108f.
14 Begutachtungsentwurf des Sozialministeriums vom 15.2.2007.
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Entfall des Berichts für 2007 mit dem Automatismus
ab 2010 begründet: „Im Regierungsprogramm für die
XXIII. Gesetzgebungsperiode ist vorgesehen, dass die
bestehende Nachhaltigkeitsfaktoren-Regelung in
Richtung einer Pensionsautomatik mit Wirksamwer-
dung ab 2010 abgeändert wird; danach sollen Ver-
änderungen der Lebenserwartung automatisch zur
Aktivierung der Nachhaltigkeitsfaktoren führen. Aus
diesem Grund soll die erstmalige Ermittlung von Ab-
weichungen (bzw. Erstattung von Vorschlägen) nach
§ 108e Abs. 9 Z. 4 und 5 ASVG - ebenso wie die daran
anknüpfende Berichtspflicht gegenüber der Bundes-
regierung nach § 79a ASVG - auf das Jahr 2010 ver-
schoben werden. Damit besteht auch die Möglichkeit,
weitere Neuerungen in Umsetzung des Regierungs-
programmes bei der Aufteilung eines (allfälligen)
finanziellen Mehraufwandes auf die Nachhaltigkeits-
faktoren zu berücksichtigen.“15

6. Resümee
Es gilt abzuwarten, ob - wie im Regierungsprogramm
angekündigt - mit dem automatischen Nachhaltig-
keitsfaktor ein selbstregulierendes System der Alters-
vorsorge ab 2010 in Österreich geschaffen wird. Die
Pensionsanpassung für 2007 verletzte bereits die
Grundsätze der Nachhaltigkeit und des intergenerati-
ven Ausgleichs zu Lasten der jüngeren Generationen.

Bis zur halben Höchstbeitragsgrundlage (1920 Euro)
wurden die Bezüge entsprechend dem VPI um 1,6 % er-
höht. Wer eine höhere Pension hat, erhält als Fixbetrag
30,72 Euro pro Monat. Zusätzlich und in Abänderung
zum Pensionsharmonisierungsgesetz kamen jedoch
noch gestaffelte Einmalzahlungen, die allerdings für
die Folgejahre nicht bestandserhöhend wirken: Diese
Zusatzleistung beträgt bei Pensionen bis 1380 Euro 60
Euro, bis 1920 Euro liegt sie bei 45 Euro, darüber erhal-
ten Pensionisten 25 Euro. Die im Pensionsharmonisie-
rungsgesetz festgelegte Pensionsanpassung liegt den
Vorausberechnungen über die Finanzierbarkeit unse-
res Systems bis zum Jahr 2050 zugrunde. Diese zeigen,
dass wir trotz Pensionsreformen in den nächsten Jahr-
zehnten um rund ein Fünftel mehr als derzeit aus dem
Bruttoinlandsprodukt zur Verfügung stellen müssen.
Durch Erhöhungen der Pensionsanpassung über den

veranschlagten Wert hinaus gerät das Finanzierungs-
konzept für die Zukunft aus den Fugen, weil diese sich
wie Zinseszinsen auswirken. Pensionsanpassungen, die
das langfristige Finanzierungskonzept außer acht
lassen, führen nur dazu, dass in den nächsten Jahren
um so stärker gegengesteuert werden muss. Für die
Zukunft ist daher - wie das auch die Pensionsharmoni-
sierung ab 2009 vorsieht - wichtig, dass wir wieder zu
einem festgelegten fairen Wertausgleich für alle Pen-
sionisten kommen, auf den sich auch alle Pensionisten
einstellen können.

Ein automatischer Nachhaltigkeitsfaktor realisiert die
drei wichtigsten Grundsätze einer Altersvorsorge: Ver-
trauen, Rechtssicherheit und Gerechtigkeit im Sinne
eines fairen intergenerativen Ausgleichs. Da plötzliche
und drastische Reformen zukünftig systembedingt
ausgeschlossen sind, wird die individuelle Lebenspla-
nung erleichtert und die Sicherheit auf die zukünftige
Leistung gestärkt. In der praktischen Anwendung wür-
de der Nachhaltigkeitsfaktor bei einem Drei-Jahres-
Rhythmus der Evaluierung immer nur dann zur Anwen-
dung kommen, wenn - z.B. aufgrund der Steigerung der
Lebenserwartung - ein bestimmter Schwellenwert
überschritten wird. Geringfügige Änderungen würden
sich demnach zunächst nicht auswirken. Selbst wenn
dann dieser Schwellenwert überschritten wird, würden
die Auswirkungen auf die einzelnen Parameter (Bei-
tragssatz, Bundesbeitrag, Pensionshöhe, Antrittsalter
und Pensionsanpassung) nur geringfügig sein. Das Re-
gelpensionsantrittsalter von 65 könnte bei einer Stei-
gerung der Lebenserwartung ab 2010 beispielsweise
um 1 bis 2 Monate ansteigen.

Rückwirkende Eingriffe sind nicht mehr notwendig,
weil die finanzielle Nachhaltigkeit durch laufende
Adaptierungen gesichert ist. Das Pensionssystem
bleibt in seinen systematischen Grundzügen unverän-
dert, Anpassungen bei den verschiedenen Parametern
(Beitragssatz, Bundesbeitrag, Pensionshöhe, Antritts-
alter und Pensionsanpassung) lassen die systematische
Grundausrichtung unangetastet. Der Sparbucheffekt
des Pensionskontos sichert die erworbenen Ansprüche
und verschafft Rechtssicherheit.

Die gleichmäßige Aufteilung eines höheren Pensions-
aufwandes auf beitragsseitige Maßnahmen wie

15 Sozialrechtsänderungsgesetz 2007 (SRÄG 2007, 67. ASVG-Novelle), Begutachtungsentwurf des Sozialministeriums vom 15.2.2007.
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Beitragssatz und Bundesbeitrag sowie auf leistungs-
seitige Maßnahmen wie Steigerungspunkte (Pensions-
höhe) und Antrittsalter sorgt für einen fairen Ausgleich
zwischen den Erwerbstätigen. Die Einbeziehung der
Pensionisten durch die Berücksichtigung der Pensions-

anpassung als fünften Parameter sichert zudem die
intergenerative Gerechtigkeit, weil damit auch die
Generation der Leistungsempfänger in die solidarische
Verteilung der finanziellen Lasten der Altersvorsorge
eingebunden wird.



– 32 –

Politik, so viel steht fest, ist gesellschaftsadäquates
Handeln. Was aber sind die Probleme, die zu Wohl und
Nutzen der Gesellschaft gelöst werden müssen?

Die Frage schien in den vergangenen Jahrhunderten
leichter beantwortbar gewesen zu sein als heute. Da-
mals ging es hauptsächlich um drei große Dinge: Terri-
toriale Eroberungen oder Absicherungen, konfessio-
nelle Konflikte und Verteilungskämpfe zwischen Besit-
zenden und Besitzlosen, Reichen und Armen, Men-
schen, die nach marxistischer Lehre ausbeuten, und
solchen, die im Elend leben.

Gewiss: Die genannten Probleme haben lediglich in
Europa ein wenig an Aktualität verloren, sie stellen in
ihrer globalisierten Form weiterhin ein bedeutendes
Konfliktpotenzial dar. Dazu kommt, dass sich manche
dieser Fragen in einem neuen Kleid mit anderem Zu-
schnitt präsentieren: Aus dem Kampf um territoriale
Vorteile wurde das Ringen um Rohstoffquellen, Ab-
satzmärkte und wirtschaftliche Einflüsse, aus konfes-
sionellen Konflikten die Auseinandersetzung zwischen
östlichen und okzidentalen Kulturen. Was die Situation
aber vor allem kennzeichnet, ist das plötzliche Entste-
hen ganz neuer Fragen mit immenser Sprengkraft und
einem enormen Beschleunigungsvermögen. Die Politik
ist damit schwerer planbar geworden, und die Brauch-
barkeit von Konzepten hat kürzere Ablaufdaten be-
kommen.

Als illustratives Beispiel für die schwieriger gewordene
Langfristplanung kann die viel zitierte demografische
Wende gelten, die maßgeblich mit der epochemachen-
den Erfindung der „Antibabypille“ und dem von ihr ver-
ursachten Pillenknick zusammenhängt. Staatsmänner
der sechziger Jahre wie Adenauer, de Gaulle oder
MacMillan konnten nicht ahnen, welche schwerwie-
genden Folgen die „Pille“ für das gesamte 21. Jahrhun-
dert haben würde, und sie hatten somit auch keinen
Anlass, die Weichen für eine entsprechende Bevölke-

rungs- und Versorgungspolitik zu stellen. Damals
dachte man nicht über das Schrumpfen, sondern über
das Anwachsen der Bevölkerung nach. Hauptthemen
für Europa aber waren der Kalte Krieg, das Verlangen
nach militärischer Sicherheit und die Abwehr des Kom-
munismus. Für die Menschen jener Jahre war es unvor-
stellbar, dass zwei Dekaden später der sowjetische
Machtbereich wie ein Kartenhaus zusammenstürzt
und die Bewohner des Ostblocks dann nicht mehr als
Soldaten, sondern als Arbeitssuchende in den Westen
drängen.

Gänzlich außerhalb jeder Vorstellbarkeit war für die
Mitteleuropäer in den spannungsreichen sechziger
Jahren auch, dass industriell rückständige Länder wie
Indien oder China jemals zu einer wirtschaftlichen Be-
drohung für den reichen Westen und sogar für die USA
werden könnten.

Die neuen Herausforderungen
Bereits um 1964 begannen sich die Problemstellungen
durch eine ganze Serie von elementaren Ereignissen
mit weit reichenden Konsequenzen zu verändern: Zu-
nächst kam der erwähnte Pillenknick, also der radikale
Rückgang der Geburtenzahlen; bald darauf die von den
Chaos-Ideen der „Frankfurter Schule“ (Adorno, Marcu-
se, Mitscherlich, Horckheimer etc.) gespeiste Studen-
tenrevolution im Jahr 1968, deren Ziel in der Zerschla-
gung der Gesellschaft, in der Abwertung der Familie, in
der Verkündigung antiautoritärer Erziehung und im Ja
zur multikulturellen Gesellschaft bestand. Noch etwas
später (1971) gestaltete sich die Energie- und Roh-
stoffkrise zu einem schockartigen Erlebnis, weil sie den
Bewohnern der Industrieländer die Endlichkeit von
Ressourcen bewusst machte. Dann aber ging es Schlag
auf Schlag mit den Entwicklungen, die die Welt verän-
dern und die Reaktionsfähigkeit der Politik immer wie-
der aufs Neue herausfordern sollten. In Stichworten:

Andreas Kirschhofer-Bozenhardt

SPURENSUCHE NACH DEN GROSSEN
PROBLEMEN
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- Computer, Internet, elektronische Revolution in
der Informationsvermittlung;

- Gentechnologie mit weit reichenden humanbiolo-
gischen Folgen sowie großen Auswirkungen auf
die landwirtschaftliche Produktion;

- Klimawandel, Wald- und Artensterben;
- Zusammenbruch des Kommunismus, Liberalisie-

rung in Osteuropa;
- Europäische Integration samt nationalstaatlichen

Souveränitätseinbußen;
- Wanderungsbewegungen größten Stils, Zuzug von

Immigranten aus Osteuropa, Afrika und Asien in
die Industriestaaten;

- Demografische Wende mit ungeahntem Alte-
rungsprozess im Großteil der westlichen Indu-
striestaaten;

- Globalisierung des wirtschaftlichen Wettbewerbs,
damit einhergehend Neo-Liberalismus mit teil-
weise inhumanen Zügen und zunehmender sozia-
ler Brisanz;

- Gewichtsverlagerung des Wohlstands von den
klassischen Industriestaaten (USA, Westeuropa)
auf die aufstrebenden Volkswirtschaften Asiens
(China, Japan, Indien).

Dreh- und Angelpunkt: Alterung
Es lässt sich vorerst schwer abschätzen, welche der ge-
nannten Phänomene sich am stärksten auf die Lebens-
welt der Österreicher auswirken werden. Sicher ist in-
des, dass der Alterungsprozess und der damit verbun-
dene Strukturwandel der Bevölkerung eine zentrale
Bedeutung erhalten wird. Der renommierte deutsche
Gesellschaftswissenschaftler Meinhard Miegel be-
trachtet die Bevölkerungsentwicklung sogar als den
Dreh- und Angelpunkt des 21. Jahrhunderts. „In einer
stark alternden, multikulturellen Bevölkerung“, so
Miegel, „ändern sich nicht einige, sondern fast alle As-
pekte des wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kul-
turellen Lebens. Eine solche Gesellschaft sieht, empfin-
det und handelt anders als die heutige.“

Man darf nicht vergessen: Die beiden Weltkriege haben
sich bei uns wie in Deutschland demografisch nicht so
verheerend ausgewirkt wie der dauerhafte Geburten-
rückgang nach dem Wirtschaftswunder. Er ist für Jahr-
zehnte unumkehrbar, weil Nichtgeborene selbst bei
bester Familienpolitik keine Kinder haben können
(Herwig Birg).

Weitgehende Einigkeit besteht unter den Experten
auch darüber, dass die Zuwanderung keine wirkliche
Abhilfe schaffen wird. Ihr volkswirtschaftlicher Nutzen
ist unwägbar, vermutlich aber gering, der bevölke-
rungspolitische Effekt ist mit Sicherheit sehr begrenzt.
Wahrscheinlicher als die Sanierung unserer Alters-
struktur ist, dass eine starke Zuwanderung und das
Nachziehen von Familien unser soziales System zu-
sätzlich belastet.

Die Folgen der Überalterung zeichnen sich vorerst am
deutlichsten beim kaum noch zu bewältigenden Pro-
blem der Pflege und gesundheitlichen Betreuung be-
tagter Menschen ab. Dieser Bereich wird noch einen
gewaltigen Bedeutungszuwachs erfahren, denn beim
Großteil der kinderlos gebliebenen Österreicher wird
niemand da sein, der sie im Alter betreut. Aber es gibt
im Zusammenhang mit der Alterung noch viele andere
Fragen, die sich entweder bereits gegenwärtig stellen
oder zukünftig stellen werden. In stark verkürzter Dar-
stellung ist mit folgenden Entwicklungen zu rechnen:

- Die abnehmende Zahl der Jungen wird es immer
schwerer haben, die wachsende Zahl der Alten fi-
nanziell zu erhalten.

- Es wird ein neuer Bedarf an Dienstleistungen ent-
stehen.

- Eine kinderarme, alternde Gesellschaft benötigt
eine andere Infrastruktur.

- Es wird zu einer zunehmenden Vereinzelung und
Vereinsamung kommen: Viele Alte haben keine
Verwandten. Ergo: Wer ersetzt die Familie? Was
schafft Geborgenheit?

- Das Problem der Vermögensbildung wird neue Per-
spektiven erhalten: Worin liegt die Sinnhaftigkeit
des Sparens, wenn man keine Nachkommen hat?
An wen soll man vererben?

- Fehlen Nachkommen, stellt sich die Frage, ob es
sich lohnt, etwas Neues aufzubauen. Damit ent-
fällt u.a. ein wichtiges Motiv für die Fortführung
von Familienunternehmen.

- Die Sicherheitsbedürfnisse werden zunehmen.
- Die Neigung, an Vertrautem festzuhalten und nach

Ruhe und Muße zu streben, wird sich verstärken.
- Die Sexwelle wird abklingen, Sitte und Moral wer-

den an Bedeutung gewinnen.
- Das Fehlen junger Menschen wird den Fortschritt

verlangsamen.
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- Das Aussterben der einheimischen Bevölkerung
wird den Einfluss fremder Sitten verstärken.

- Das Freizeit- und Reiseverhalten, aber auch die
Informationsgewohnheiten werden sich stark ver-
ändern.

Die Politik, so scheint es, hat sich mit der Mehrzahl die-
ser Perspektiven noch nicht beschäftigt geschweige
denn Antworten darauf gefunden. (Die Hilflosigkeit,
mit der man den plötzlich ins Blickfeld geratenen Pfle-
genotstand im Vorfeld der letzten Nationalratswahl
thematisierte, charakterisiert den Stand der Dinge.)
Dabei werden die Senioren schon in wenigen Jahren
das größte Wählerpotenzial sein. Spätestens 2010
kommen die Babyboomer ins Pensionsalter.

Merkmale des öffentlichen Bewusstseins
An dieser Stelle lohnt es sich, Nachschau zu halten, wie
die Bevölkerung selbst auf die Gegenwart reagiert und
wie es mit ihrem politischen „Lebensgefühl“ bestellt
ist. Aufschlüsse dazu bieten rezente Umfragebefunde
des IMAS-Instituts. Daraus ergeben sich folgende Ein-
drücke:
• Die Österreicher beschäftigen sich gedanklich

intensiv
- mit der Zukunftssicherung der Pensionen,
- mit den Auswirkungen des Zuzugs von Auslän-

dern,
- mit den Zukunftsperspektiven der Kinder,
- damit, was gegen die Kriminalität unternommen

werden sollte,
- ob man bei einem schweren Krankheitsfall ärzt-

lich gut versorgt wäre und
- ob man jemanden hat, der sich im Alter um einen

kümmert.
• Als Problemgruppen der Gesellschaft betrachten

die Österreicher
- Menschen mit geringer Bildung und Qualifikation,
- berufstätige Mütter mit kleinen Kindern,
- ältere, alleinstehende Menschen,
- ledige Mütter,
- „Schlüsselkinder“, deren Mütter den ganzen Tag

in der Arbeit sind,
- ältere Arbeitnehmer,
- kleinere Geschäftsleute,
- kinderreiche Familien und
- Österreicher in Wohngegenden mit vielen Aus-

ländern.

• Die größte Furcht hat man vor
- anhaltender Arbeitslosigkeit,
- einem Zusammenbruch unseres Gesundheits-

wesens,
- zunehmender Abhängigkeit österreichischer Be-

triebe vom Ausland,
- einer Pensionsunsicherheit infolge Überalterung,
- verstärkten Auswirkungen des Klimawandels,
- einer Zunahme von Kriminalität und Drogen-

sucht,
- zunehmender Veränderung unserer Lebensweise

infolge der Zuwanderung,
- verstärkter Abwanderung österreichischer Be-

triebe ins Ausland und
- einer weiteren Ausbreitung des Islam.

• Die Hauptgründe für den Geburtenrückgang sind
(aus der Sicht der Frauen):
- Viele junge Frauen wollen lieber einen Beruf aus-

üben als Kinder aufzuziehen.
- Junge Frauen mit Kindern haben berufliche

Nachteile und sind schwerer vermittelbar.
- Junge Paare machen sich lieber ein schönes Le-

ben als sich wegen Kindern einzuschränken.
- Viele junge Paare können sich Kinder finanziell

nicht leisten.
- Viele junge Menschen haben Angst vor der Zu-

kunft und möchten deshalb keine Kinder in die
Welt setzen.

- Heutige Partnerschaften sind zu wenig stabil,
um Kinder in die Welt zu setzen.

- Viele junge Frauen schieben aus beruflichen
Gründen die Mutterschaft hinaus und verpassen
dann den letztmöglichen Zeitpunkt, Kinder zu
bekommen.

• Fast 70 Prozent der Österreicher haben den
Eindruck, in der Wirtschaft gebe es ein zu großes
Gewinnstreben, bei dem die Menschlichkeit unter
die Räder kommt. Zugleich betrachtet man in mas-
siver Mehrheit ein starkes Gewinnstreben als ver-
einbar mit sozialem Verhalten.

• Von einer idealen politischen Partei erwarten die
Österreicher in erster Linie
- soziales Verständnis, Engagement für den „klei-

nen Mann“,
- sparsamen Umgang mit Steuermitteln,
- politische Sauberkeit,
- Eintreten für Recht und Ordnung,
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- Engagement für die Pflege und Betreuung alter
Menschen,

- Bekämpfung der Kriminalität und

- wirtschaftliche Kompetenz.

• Ungeachtet des relativ größten Wähleranteils der
SPÖ beschreiben die Österreicher ihren politischen
Standort auf einer Links-rechts-Skala zwischen
0 und 100 bei einem Wert von 51,3 und somit
knapp rechts der Mitte. An dieser Selbsteinstufung
hat sich seit 1994 wenig geändert. Am weitesten
links positionieren sich die GRÜNEN (bei 35,9). Die
SPÖ-Anhänger beschreiben sich mit 49,9 (knapp
links der Mitte), die ÖVP-Anhänger stilisieren sich
mit 56,6. Anhänger von FPÖ/BZÖ (zusammenge-
fasst) fühlen sich bei einem Skalenwert von 66,2
beheimatet.

Manövrierbereiche und
Informationstransfer
Die skizzierte Problemsicht der Bevölkerung, deren
Sorgen und Bedürfnisse sind zugleich Einladungen zu
politischen Lösungen. Sie eröffnen den Parteien im
Prinzip ein breites Feld von Gestaltungs- und Profilie-
rungsmöglichkeiten. Damit verbindet sich freilich auch
das Problem des Informationstransfers.

Nach dem derzeitigen Stand der Dinge ist das Unter-
scheidungsvermögen der Österreicher für die politi-
schen Programme der Parteien gering. Nur jeder zwei-
te Erwachsene bescheinigt sich selbst ein „ziemlich gu-
tes“ Wissen darüber, welche Ziele und Programme un-
sere Parteien verfolgen. Vergleichsweise am besten ist
die Programmkenntnis der Bevölkerung von der SPÖ,
der ÖVP und den GRÜNEN. Deutlich geringer ist sie von
der FPÖ, am schwächsten vom BZÖ.

Rot, Schwarz und Grün haben den unbestreitbaren
Vorteil, dass sich mit ihnen stereotype Vorstellungen
verbinden, die in der Praxis die Vermittlung politischer
Botschaften erleichtern: Die SPÖ gilt als Anwalt der Ar-
beitnehmer, der ÖVP wird in erster Linie Wirtschafts-
kompetenz zugeschrieben, den GRÜNEN wird Kompe-
tenz in Umweltfragen zugewiesen. Was die FPÖ be-
trifft, so liegt ihre Stärke aus der Sicht der Bevölkerung
in der Einforderung von Recht und Ordnung, das BZÖ
besitzt hingegen keine deutlich erkennbare Monopol-
eigenschaft mit Signalwirkung.

Die Sozialdemokraten haben bei der politischen Kom-
munikation einen beträchtlichen Vorteil auch dadurch,
dass sie eine vergleichsweise einfach gebildete und da-
mit undifferenziert denkende Anhängerschaft mit ei-
ner erhöhten Anfälligkeit für einfache, griffige Formeln
besitzen. Höher gebildete Bevölkerungsgruppen den-
ken dagegen mehr in den Kategorien des Sowohl-als-
auch, sie unterliegen leichter einem kognitiven Stress,
sie sind durch ihre hohe Bereitschaft zum Zweifel
schwerer zu überzeugen und daher auch weniger leicht
an eine Partei zu binden.

Ungeachtet dessen wird sich in Hinkunft keine Partei
damit begnügen können, den Wählern ausschließlich
Sachkonzepte zu präsentieren - sei es im Bereich der
Steuer- oder Bildungspolitik, des Gesundheitswesens,
der Europapolitik oder sonst wo. Parteien werden auch
die Gründe für ihr politisches Handeln und ihre Positio-
nen zu den großen länder- und zeitübergreifenden
Problemen erläutern müssen.

Vor allem wird die Politik jene Orientierungen geben
müssen, nach denen sich die in vielerlei Hinsicht verun-
sicherten Menschen sehnen, etwa im Bereich folgen-
der Fragen:

- Wie zwingend sind der Abschied von einem More-
and-more-Denken in der Arbeitswelt und die Hin-
wendung zu sozialer Askese?

- Wie bringt man eine konsequent auf Wettbewerb
aufgebaute Wirtschaft in Einklang mit humanitä-
ren Erwartungen?

- Wieviel rein am Gewinn orientierte Wirtschaft
verträgt die Gesellschaft, ohne sich in radikaler
Weise zu entladen?

- Wie kann der Wohlstand ohne Rückfall in dirigisti-
sche oder sozialistische Systeme gerechter verteilt
werden?

- Wieviel Staat benötigen wir noch und worin soll in
Hinkunft seine Aufgabe bestehen?

- Welche Anpassungszwänge erfordert die Globali-
sierung?

- Was geschieht, wenn die Wachstumspeitsche den
Europäern nicht mehr gehorcht und nur noch in
China und Indien funktioniert?

- Was passiert, wenn wir den zunehmenden Bedarf
an Pflegepersonal und niederen Dienstleistungen
nicht mehr durch Zuwanderung aus Osteuropa ab-
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decken können, weil dort die Geburtenzahlen in
Wirklichkeit noch viel geringer sind als bei uns und
die jungen Osteuropäer in ihren eigenen Ländern
benötigt werden?

- Was haben wir ganz allgemein von Europa zu
erwarten und welche Chancen hat der alte Konti-
nent, sich gegen die heranwachsende wirtschaft-
liche Übermacht der Asiaten zu behaupten?

Letztlich stellt sich ganz allgemein die Frage nach dem
Lebenselixier einer modernen Gesellschaft, zumal sich
der amerikanische Traum vom Überfluß nicht nur bei
uns, sondern auch in den USA selbst immer mehr
verflüchtigt. Ist Happyness nur durch Mehrung des
Vermögens erreichbar? Falls Nein: Worin besteht die
Alternative? Hierauf fällt die Antwort vermutlich am
allerschwersten.
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